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Editorial  

 

„Konsumentensozialismus“ nannte ein führender Industrievertreter die Soziale 
Marktwirtschaft, als Ludwig Erhard sie Ende der vierziger Jahre einführte. Vie-
len erschien es absolut undenkbar, dem Bürger die Wahlentscheidung über den 
Kauf der Güter zu überlassen. Dabei ist Konsumentensouveränität das ökono-
mische Pendant zur Demokratie. Dieses Ideal wurde – trotz des steten Bemü-
hens seit Erhard – bis heute nicht erreicht; deshalb muß man den Riß, der durch 
die Wirtschaft verläuft, und marktwirtschaftlichen Teilen zur Blüte, staatswirt-
schaftlichen zu ständigen Defiziten verhilft, anprangern. Zu oft schreibt der pa-
ternalistische Staat den Bürgern ihr vermeintliches Glück vor und schwächt so 
die eigentlich gewollte liberale Legitimität und die ordnende Kraft des Markts.  

Thema Kinderbetreuung: Angesichts der demographischen Implosion benötigen 
wir mehr Hochqualifizierte am Arbeitmarkt, also auch eine Verstärkung der 
Partizipation von Frauen. Frei nach Adam Smith, der die wohlfahrtserhöhenden 
Wirkungen der Arbeitsteilung ausgiebig beschrieb, lohnt sich das „Outsourcen“ 
der Kinderbetreuung genau dann, wenn ein Wohlstandseffekt verbleibt – bei 
Anbietern wie bei Nachfragern, der vor allem bei den Eltern nicht nur in Geld 
zu messen ist. Der Staat sollte Mindeststandards setzen. Im Wettbewerb würde 
sich entscheiden welche Betreuungsangebote für Kleine und Kleinste notwen-
dig sind und wer es vorzieht, seine Erziehungsaufgabe selbst wahrzunehmen. 

Wenn bei niedrigen Einkommen diese Arbeitsteilung ökonomisch nicht sinn-
voll ist, kann sie es aber aus sozialpolitischen Gründen sein. Dann soll der Staat 
die Familie durch entsprechende Transfers ertüchtigen, ihr aber ihre Wahlfrei-
heit lassen, um den Wettbewerb der Anbieter nicht zu zerstören. Familien die 
Fähigkeit abzusprechen, ihr Geld sinnvoll auszugeben, geht an die Grenze des 
Demokratieverständnisses, das die Wähler nicht nach sozialer Herkunft oder 
Ausbildungsabschluß einteilt. Weiterhin wird von vielen Fachleuten die früh-
kindliche Betreuung als entscheidend für die positive Persönlichkeitsentwick-
lung und spätere intellektuelle Kompetenzen erachtet. Auch hier setzt man An-
reize am besten mit Transfers, die in der Familie eine Wahlfreiheit ermög-
lichen. Wenn die Sozialpolitiker skeptisch sind: warum probieren Sie die Markt-
lösung nicht regional abgegrenzt aus? 

Oder geht es um etwas anderes? In Deutschland existiert praktisch kein Bezug 
zwischen der Verfügbarkeit von Betreuungseinrichtungen und Geburtenraten. 
Vielleicht sind andere Dinge viel wichtiger, beispielsweise positive Umfeldfak-
toren für individuelle Lebensentwürfe – man sollte darüber nachdenken.  

Ulrich Blum 
Präsident des IWH 
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IWH-Konjunkturbarometer Ostdeutschland* 

Wachstumspause zum Jahresauftakt 

Reales Bruttoinlandsprodukt in Mio. Euro und Veränderung gegenüber Vorquartal in % 

– Verkettete Volumenangaben, kalender- und saisonbereinigter Verlauf – 
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Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder; Vierteljährliche VGR des IWH für Ostdeutschland, Stand: 3. März 2007. 

Nach einer neuen Schätzung des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle ist das Bruttoinlandsprodukt 
in den neuen Bundesländern im vergangenen Jahr um rund 3% gestiegen. Der Zuwachs ist größer als 
bislang von der amtlichen Statistik gemeldet worden ist, und er übertrifft alle Prognosen deutlich.  

Der vom Export und den Investitionen getriebene Aufschwung der deutschen Wirtschaft hat im 
vergangenen Jahr das Verarbeitende Gewerbe von der Ostsee bis zum Erzgebirge und den Thüringer 
Wald zu hohen Produktionsleistungen angespornt. Die industrielle Wertschöpfung erhöhte sich in den 
ostdeutschen Flächenländern erneut etwa doppelt so stark wie in den alten Bundesländern. Ihr Zu-
wachs fiel diesmal mit knapp 12% sehr hoch aus. Dies war der Hauptgrund für das kräftige Wachs-
tum der Produktion insgesamt. Hinzu kam die ausgebliebene Bremswirkung vom Bau. Die Wert-
schöpfung im Baugewerbe sank nicht – wie in den zehn Jahren davor –, sondern stieg dank der gro-
ßen, von Sonderfaktoren begünstigten Nachfrage der privaten Investoren an Wirtschafts- und Wohn-
bauten um reichlich 4%. Kräftige Zuwächse kamen auch aus dem unternehmensnahen Dienstlei-
stungsbereich, wohingegen der Handel und die personennahen Dienstleister wegen der schwachen 
Kaufkraft der privaten Haushalte nur wenig zulegten.  

Für die ersten Monate dieses Jahres signalisieren die Indikatoren eine Wachstumspause. Der be-
fürchtete Einbruch der Produktion dürfte jedoch ausbleiben. Zwar zeigt die Anhebung des Regelsat-
zes der Mehrwertsteuer Wirkung im Kaufverhalten der privaten Haushalte, der Kaufkraftverlust wird 
jedoch durch günstigere Entwicklungen vor allem im Bereich der Energiepreise gemildert. Hinzu 
kommt die anhaltend milde Witterung, die eine Fortsetzung der wetterabhängigen Arbeiten in den 
Wintermonaten erlaubt. So schätzen die Bauunternehmen die aktuelle Geschäftslage gleichbleibend 
gut ein. Die Industrieunternehmen meldeten zu Jahresbeginn erneut eine Verbesserung. Zudem hat 
sich die Lage am Arbeitsmarkt bislang nicht verschlechtert. 
 

Udo Ludwig (Udo.Ludwig@iwh-halle.de), 
Franziska Exß (Franziska.Exss@iwh-halle.de) 

* Alle Basiswerte zur Berechnung des Konjunkturbarometers wurden nach der Überarbeitung der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungsdaten durch den Arbeitskreis der Statistischen Landesämter für die zurückliegenden Jahre angepaßt. Zur Berechnung 
des IWH-Konjunkturbarometers für Ostdeutschland siehe IWH, Wirtschaft im Wandel 16/2003, S. 471 f. 

Aktuelle Trends 
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Tabelle: 
Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose des 
IWH für Deutschland in den Jahren 2007 und 2008 

 2006 2007 2008 

 reale Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

Private Konsumausgaben 0,8 1,0 1,6 

Staatskonsum 1,8 0,9 0,8 

Anlageinvestitionen 5,6 3,0 3,6 

 Ausrüstungen  7,3 5,0 5,8 

 Bauten 4,2 1,2 1,9 

    Sonstige Anlagen 5,9 4,5 4,0 

Inländische Verwendung 1,6 1,5 2,2 

Exporte 12,5 8,4 8,3 

Importe 11,1 7,8 8,7 

Bruttoinlandsprodukt 2,7 2,0 2,5 

dar.: Ostdeutschland* 3,0 2,3 3,0 

Nachrichtlich: USA 3,3 2,4 2,9 

  Euroraum 2,6 2,4 2,4 

 Veränderung gegenüber dem 
Vorjahr in % 

Arbeitsvolumen, geleistet 0,6 0,9 0,3 

Tariflöhne je Stunde 1,1 2,1 2,5 

Effektivlöhne je Stunde 0,3 1,3 2,3 

Lohnstückkostena -1,8 -0,3 0,1 

Verbraucherpreisindex 1,7 1,7 1,5 

 in 1 000 Personen 

Erwerbstätige (Inland)b 39 106 39 515 39 685 

 Westdeutschland** 33 481 33 885 34 045 

 Ostdeutschland* 5 625 5 630 5 640 

Arbeitslosec 4 487 3 795 3 540 

 Westdeutschland** 3 300 2 675 2 468 

 Ostdeutschland* 1 187 1 120 1 072 

  

Arbeitslosenquoted 10,3 8,8 8,2 

 Westdeutschland** 9,0 7,3 6,8 

 Ostdeutschland* 17,4 16,6 15,9 

 in % zum nominalen BIP 

Finanzierungssaldo des     

Staates  -1,7 -0,9 -0,6 
a Berechnungen das IWH auf Stundenbasis. – b Einschließlich der ge-
förderten Personen in Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungs-
maßnahmen. – c Nationale Definition. Einschließlich aller Arbeitslo-
sen in den optierenden Gemeinden. – d Arbeitslose in % der Erwerbs-
personen (Inland). – * Ohne Berlin. – ** Mit Berlin. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Eurostat, Bureau of Econo-
mic Analysis; Prognose des IWH (Stand: 14. März 
2007). 

Konjunktur aktuell: Nach Wachstumsdelle Anfang 2007 
deutsche Wirtschaft weiter im Aufschwung* 

– Kurzfassung – 

Ende Februar sind die internationalen Finanzmärkte 
in Turbulenzen geraten. Eine gemischte Nachrich-
tenlage hat zu einer Korrektur der seit dem vergan-
genen Sommer außerordentlich günstigen Marktent-
wicklung geführt. Der Aktienboom schien bis dato 
durch die weltweit weiterhin günstige Gewinnent-
wicklung gedeckt. Dem entsprach auch die kräftige 
Expansion der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
in Japan und im Euroraum gegen Jahresende. Je-
doch scheint sich der moderate Abschwung der 
US-Wirtschaft in diesem Jahr fortzusetzen. Auch 
deshalb ist damit zu rechnen, daß die Kursgewinne 
in diesem Jahr wesentlich bescheidener und die 
Risikoaufschläge für riskantere Anlagen höher aus-
fallen werden als im vergangenen Jahr.  

Von der Geldpolitik gehen in diesem Jahr keine 
einheitlichen Einflüsse aus. In den USA werden die 
Zinsen aufgrund der schleppenden Konjunktur ab 
dem Sommer wohl etwas gesenkt. Im Euroraum 
wird der geldpolitische Kurs dagegen im Sommer 
wohl noch einmal leicht verschärft. Im weiteren 
Jahresverlauf dürfte sich die konjunkturelle Dy-
namik in den Industrieländern wieder etwas an-
gleichen: Der Aufschwung im Euroraum und in 
Japan verlangsamt sich, die US-Wirtschaft ge-
winnt gegen Jahresende wieder etwas an Fahrt.  

Ein wesentlicher Risikofaktor für die Prognose 
bleibt die Entwicklung auf den internationalen Fi-
nanzmärkten: Der jüngste weltwirtschaftliche Auf-
schwung hat sich auch dadurch ausgezeichnet, 
daß selbst risikoreiche Investitionen zu relativ 
günstigen Konditionen finanziert werden konnten. 
Eine wesentliche Ursache dafür dürften Finanzin-
novationen sein, die den Kapitalgebern eine Di-
versifizierung ihrer Risiken ermöglichten. Wie lei-
stungsfähig diese Instrumente auch in Zeiten wie-
der erhöhter Finanzmarktvolatilität sind, muß sich 
aber noch erweisen. 

In Deutschland hat unter den immer noch kon-
junkturfreundlichen Bedingungen im weltwirtschaft-
lichen und monetären Umfeld der Zugriff der Steuer-
politik zu Beginn des Jahres lediglich zu einer Delle 
im Zuwachs und nicht – wie ursprünglich progno-
stiziert – zu einem vorübergehenden Rückgang der 
Produktion geführt. Die privaten Haushalte haben 

                                                      
∗ Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 

12/2007 am 14. März 2007 veröffentlicht. 
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zwar mit einer Einschränkung ihrer Käufe rea-
giert, Exporteure und Investoren haben aber ihre 
Aktivitäten ausgedehnt. Expandierende Weltmärk-
te und weiterhin günstige Finanzierungsbedingun-
gen an den Kapitalmärkten, die gestiegene Aus-
stattung der Unternehmen mit Eigenmitteln sowie 
die bis zum Jahresende geltenden Abschreibungs-
erleichterungen bei der Anschaffung beweglicher 
Anlagegüter werden die Produktionsaktivitäten auch 
im weiteren Verlauf des Jahres anregen. Zudem 
werden sich die Einkommenserwartungen der pri-
vaten Haushalte infolge der Besserung der Lage 
am Arbeitsmarkt aufhellen. Das IWH geht von ei-
ner dauerhaften Anhebung der Tariflöhne in der 
laufenden Lohnrunde von unter 3½ Prozent aus. 
Der Beschäftigungsaufbau dürfte nicht in Gefahr 
geraten. Das bislang schwache Glied in der wirt-
schaftlichen Aufwärtsbewegung, der private Kon-
sum, schließt damit weiter auf, und der Aufschwung 
selbst gewinnt an Breite und Stärke.  

Im kommenden Jahr gehen zwar die Impulse 
von der Geldpolitik nach dem Erreichen des kon-
junkturneutralen Zinses zurück, und die Nachfrage 
auf den Weltmärkten beschleunigt sich nicht wei-
ter. In Deutschland fallen jedoch belastende Fak-
toren weg, so daß sich die endogenen Triebkräfte 
stärker entfalten können. Das Bruttoinlandspro-
dukt nimmt in diesem Jahr um 2% und im nächsten 
um 2,5% zu. Die registrierte Arbeitslosigkeit sinkt 
im nächsten Jahr auf 3,5 Millionen Personen. Das 
entspricht einer Arbeitslosenquote von 8,2%. 

In Ostdeutschland wird die gesamtwirtschaftli-
che Produktion in beiden Jahren schneller zuneh-
men als im Westen. Ausschlaggebend ist das an-
haltend doppelt so starke Wachstum der Wert-
schöpfung im Verarbeitenden Gewerbe. Hinzu kommt 
die deutlich nachlassende Bremswirkung vom Bau-
gewerbe, für das die Trendwende nach zehn Jah-
ren schrumpfender Produktionsleistung in Sicht ist. 

Die Lage der öffentlichen Haushalte hat sich 
deutlich verbessert: die Defizitquote wird 2007 bei 
0,9% und 2008 sogar nur bei 0,6% liegen. Ein we-
sentlicher Teil des Sanierungserfolgs ist allein kon-
junkturell bedingt und droht, in künftigen konjunk-
turellen Schwächephasen ebenso schnell wieder zu 
verschwinden. Für eine strukturelle Verbesserung 
der Einnahmensituation des Staates sorgt vor al-
lem die Mehrwertsteuererhöhung. Um ein struktu-
rell ausgeglichenes Budget zu erreichen, bleiben 
weitere Sanierungsanstrengungen notwendig. 

Nach dem jüngsten Beschluß der EZB liegt der 
maßgebliche Leitzins bei 3,75% und damit nahe 
dem Niveau, das dem konjunktur- und inflations-
neutralen Realzins entspricht. Aufgrund der hier 
prognostizierten Verlangsamung des Aufschwungs 
im Euroraum bei stabilen Inflationserwartungen, 
die mit Preisniveaustabilität vereinbar sind, ist 
eine Weiterführung des neutralen geldpolitischen 
Kurses angemessen. 

 
Arbeitskreis Konjunktur (Seite 74) 

Befristete Beschäftigung: 
kein Hindernis für die Weiterbildung geringqualifizierter Personen 

– Kurzfassung – 

Ähnlich wie in anderen europäischen Ländern 
wurde der Einsatz von befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen in Deutschland seit den 1980ern ver-
einfacht. Als Folge dieser Vereinfachungen nimmt 
die Bedeutung dieser Beschäftigungsform als In-
strument zur Flexibilisierung der Arbeitsnachfrage 
gerade bei geringqualifiziert Beschäftigten zu. Ob-
wohl die Möglichkeit von Befristungen Chancen 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer eröffnen, wird 
oft argumentiert, daß befristete Beschäftigungs-
verhältnisse eine Art „Sackgasse“ darstellen oder 
auch mit geringeren Investitionen in berufliche 
Weiterbildung verbunden sind.  

In diesem Beitrag wird daher untersucht, wel-
chen Einfluß befristete Arbeitsverträge auf die Be-

teiligung an beruflicher Weiterbildung geringqua-
lifiziert beschäftigter Personen hat. Würden solche 
Humankapitalinvestitionen negativ beeinflußt, hätte 
das für geringqualifizierte Personen besonders ne-
gative Auswirkungen, da sich ihre ohnehin proble-
matische Stellung auf dem Arbeitsmarkt langfristig 
weiter verschlechtern würde.  

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, daß 
die Befristung keinen Einfluß auf die Teilnahme ge-
ringqualifiziert Beschäftigter an beruflicher Wei-
terbildung hat. Eine andere Form atypischer Be-
schäftigung – Teilzeitbeschäftigung – verringert 
dagegen die Weiterbildungsbeteiligung.  

 
Eva Reinowski, Jan Sauermann (Seite 83) 
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Konjunktur aktuell: Nach Wachstumsdelle Anfang 2007  
deutsche Wirtschaft weiter im Aufschwung* 

Weltwirtschaft 

Vorübergehende Verunsicherung auf den Welt-
finanzmärkten  

Ende Februar sind die internationalen Finanzmärkte 
in Turbulenzen geraten: Nach einem Einbruch des 
Aktienmarktes in Shanghai gaben die wichtigsten 
Indizes in den Industrieländern stark nach; so der 
Leitindex für den Euroraum, der EuroStoxx 50, in-
nerhalb einer Woche um etwa sieben Prozent. Noch 
deutlicher sanken die Aktienpreise in den meisten 
Schwellenländern. Auf den Rentenmärkten stiegen 
die Risikoaufschläge für Titel geringerer Bonität. 

Der Einbruch läßt sich nicht einfach erklären, 
denn die in letzter Zeit eingetroffenen Konjunktur-
daten waren nicht generell enttäuschend. Vielmehr 
hat eine gemischte Nachrichtenlage zu einer Kor-
rektur der seit dem vergangenen Sommer außeror-
dentlich günstigen Marktentwicklung geführt. Der 
Aktienboom schien bis dato durch die weltweit 
weiterhin günstige Gewinnentwicklung gedeckt. 
Dem entsprach auch die kräftige Expansion der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion in Japan und im 
Euroraum gegen Jahresende. Zuletzt vermehrten 
sich aber Hinweise darauf, daß der moderate Ab-
schwung der US-Wirtschaft in diesem Jahr weiter-
geht. Zu diesem weltwirtschaftlichen Risikofaktor 
kommt derzeit Nervosität der Finanzmärkte über 
den Außenwert des Yen hinzu: In Japan kann zu 
sehr niedrigen Zinsen Kapital aufgenommen und 
andernorts reinvestiert werden. Die Renditen sol-
cher sogenannter „Carry trades“ fielen das ganze 
vergangene Jahr über wegen des  Wertverlustes des 
Yen besonders hoch aus. Ende Februar wertete der 
Yen wieder auf und zwang manche Finanzinvesto-
ren zur raschen Aufgabe solcher Portfoliostrukturen. 
Auch wenn die quantitative Bedeutung dieses Ef-
fekts umstritten ist, wird er gegenwärtig an den 
Märkten als Risikofaktor angesehen und ist deshalb 
eine weitere Ursache für die Turbulenzen. 

Der Einbruch auf dem chinesischen Aktien-
markt läßt einen realwirtschaftlichen Hintergrund 
kaum erkennen; das hohe Wachstum in China hält 
an. Allgemein ist die Konjunktur in den Schwellen-
ländern stabil. So profitieren die rohstoffexportie-
renden Länder davon, daß die Preise für Industrie-

                                                      
∗ Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 

12/2007 am 14. März 2007 veröffentlicht. 

rohstoffe weiter zügig, wenn auch seit Mitte ver-
gangenen Jahres nicht mehr exorbitant steigen. Dem-
gegenüber liegt der gegenwärtige Erdölpreis von 
etwa 62 Dollar (Brent) gut 15 Dollar tiefer als der 
Rekordwert vom August und entspricht etwa dem 
Preisniveau von vor einem Jahr.  

Die Finanzmärkte werden sich wohl bald wie-
der stabilisieren. Dennoch ist damit zu rechnen, 
daß die Kursgewinne dieses Jahr wesentlich be-
scheidener und die Risikoaufschläge für riskantere 
Anlagen höher ausfallen werden als im vergange-
nen Jahr. Die Weltkonjunktur wird dadurch ein 
wenig gedämpft. 

Von der Geldpolitik gehen in diesem Jahr keine 
einheitlichen Einflüsse aus. In den USA werden 
die Zinsen aufgrund der schleppenden Konjunktur 
ab dem Sommer wohl etwas gesenkt. Im Euroraum 
wird der geldpolitische Kurs dagegen noch einmal 
leicht verschärft. Denn die EZB ist besorgt, daß 
die recht kräftige Konjunktur im Euroraum doch 
noch auf das Preisklima durchschlagen könnte.  

Im weiteren Jahresverlauf dürfte sich die kon-
junkturelle Dynamik in den Industrieländern wie-
der etwas angleichen: Der Aufschwung im Euro-
raum und in Japan verlangsamt sich, die US-Wirt-
schaft gewinnt gegen Jahresende wieder etwas an 
Fahrt. Der Welthandel wird in diesem Jahr mit 
7½% und damit deutlich langsamer expandieren 
als im vergangenen. Dabei ist unterstellt, daß der 
Euro im Jahresdurchschnitt 1,31 Dollar wert ist 
und der Erdölpreis im Schnitt etwa 60 Dollar 
(Brent) pro Barrel beträgt.  

Ein wesentlicher Risikofaktor für die Prognose 
bleibt die Entwicklung auf den internationalen Fi-
nanzmärkten: Der jüngste Aufschwung in der Welt-
wirtschaft hat sich auch dadurch ausgezeichnet, 
daß selbst risikoreichere Investitionen zu relativ 
günstigen Konditionen finanziert werden konnten. 
Eine wesentliche Ursache dafür dürften Finanzin-
novationen sein, die den Kapitalgebern eine Diver-
sifizierung ihrer Risiken ermöglichten. Wie lei-
stungsfähig diese Instrumente auch in Zeiten wie-
der erhöhter Finanzmarktvolatilität sind, muß sich 
aber noch erweisen.  

US-Konjunktur fängt sich wieder 

Das Konjunkturbild in den USA ist zur Zeit un-
einheitlich. Auf der einen Seite stieg der private 
Konsum bis zuletzt sehr deutlich. Auf der ande-
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ren Seite sind die Investitionen Ende vergange-
nen Jahres auf breiter Front zurückgegangen. 
Während die privaten Haushalte – gestützt durch 
einen immer noch robusten Arbeitsmarkt, kräf-
tige Einkommenssteigerungen und wieder etwas 
günstigere Energiepreise – ihren Verbrauch trotz 
ausgeprägter Schwäche der Immobilienmärkte of-
fensichtlich nicht einschränkten, haben die Unter-
nehmen den Einfluß der rückläufigen Hauspreise 
auf den privaten Verbrauch und damit auf die 
Absatzaussichten zunächst einmal überschätzt. 
Neben sehr schwachen Anlageinvestitionen hat 
dies vor allem zu einem deutlichen Lagerabbau 
geführt, der auch mit einem niedrigen Importzu-
wachs einherging. 

Auch Anfang dieses Jahres steht eine schwache 
Industrieproduktion robusten Einzelhandelsumsät-
zen gegenüber. Im weiteren Verlauf des Jahres ist 
jedoch damit zu rechnen, daß sich der Arbeits-
markt allmählich eintrüben wird und die Einkom-
men nicht mehr so kräftig steigen. Folge wird eine 
deutlich geringere Zunahme des privaten Ver-
brauchs sein. Gleichzeitig werden die Unterneh-
men ihre Investitionszurückhaltung wieder ein we-
nig aufgeben. Angesichts der gedämpften konjunk-
turellen Aussichten und allmählich geringer wer-
denden Inflationsrisiken wird die US-Notenbank 
wohl ab dem Sommer bis zum Ende des laufenden 
Jahres die Zielrate für Tagesgeld um insgesamt 50 
Basispunkte senken. Die Finanzpolitik strebt da-
gegen laut dem Budgetplan des Präsidenten einen 
restriktiven Kurs an. Allerdings sind in dem Plan 
wesentliche haushaltsbelastende Gesetzesvorhaben, 
die im Laufe des Prognosezeitraums zur Verhand-
lung stehen, nur teilweise oder gar nicht berück-
sichtigt. Insgesamt dürfte die Finanzpolitik deshalb 
nur leicht restriktiv ausgerichtet sein.  

Bisher sieht es so aus, als seien die dämpfenden 
Wirkungen des Einbruchs auf den Immobilien-
märkten geringer als allgemein erwartet. Deshalb 
stehen die Chancen gut, daß die US-Konjunktur im 
Verlauf des Prognosezeitraums allmählich wieder 
Fahrt aufnehmen wird. Sie bleibt jedoch durch-
gängig unterhalb der Rate ihres Potentialwachs-
tums. Im Jahresdurchschnitt legt die Produktion 
um 2,4% zu, im Jahr 2008 um knapp 3%. 

Europäische Union:  
Aufschwung im Euroraum verlangsamt sich 

Die Wirtschaft in der Europäischen Union befindet 
sich im Aufschwung. In Großbritannien deutet an-
haltender Preisauftrieb sogar auf Überhitzungsge-

fahren. In Mittelosteuropa hat die Konjunktur vor 
allem aufgrund der günstigen Entwicklung in Po-
len noch einmal an Fahrt gewonnen. Auch im Eu-
roraum hat die Produktion Ende 2006 stark zuge-
legt, vor allem dank ungewöhnlich hoher Zu-
wächse beim Export. Der private Konsum expan-
dierte dagegen weiter nur moderat. Die Investi-
tionen nahmen wie im Schnitt des vergangenen 
Jahres recht kräftig zu.  

Die Bedingungen für private Investitionen sind 
nach wie vor sehr günstig: Fremdkapital ist dank 
mäßiger Kapitalmarktzinsen und niedriger Risiko-
aufschläge billig, und Eigenkapital war dank flo-
rierender Aktienmärkte – zumindest bis zu deren 
Einbruch Ende Februar – leicht zu beschaffen. Die 
Lohnstückkosten sind im vergangenen Jahr nur 
sehr langsam, nämlich mit einer Rate von unter ei-
nem Prozent, gestiegen: Die Tarifabschlüsse waren 
moderat und die Arbeitsproduktivität stieg be-
schleunigt. All dies hat die Gewinne erhöht, An-
reize zu Investitionen geschaffen und auch die Be-
schäftigung gesteigert. Die saisonbereinigte Ar-
beitslosenrate liegt Anfang dieses Jahres mit rund 
7½% auf dem niedrigsten Stand seit Einführung 
der Gemeinschaftswährung. 

Die Industrieproduktion hat bis zur Jahreswende 
kräftig zugelegt. Auch die jüngsten Stimmungsindi-
katoren sprechen für eine Fortsetzung des Auf-
schwungs. Die günstige Entwicklung auf den Arbeits-
märkten wird im Lauf des Jahres auf die Arbeitsein-
kommen durchschlagen und den Konsum der pri-
vaten Haushalte anregen. Allerdings gibt es auch 
eine Reihe von Belastungsfaktoren für die Wirt-
schaft im Euroraum. Dazu gehört eine schwache 
US-Konjunktur, welche die Exportchancen von Un-
ternehmen aus dem Euroraum und den Zuwachs von 
aus den USA stammenden Vermögenseinkommen 
beschneidet. Sodann dämpfen Steuererhöhungen in 
Italien und Deutschland  die private Nachfrage. In-
soweit die deutsche Mehrwertsteuererhöhung noch 
nicht voll auf die Konsumentenpreise durchgeschla-
gen hat, werden dadurch die Unternehmensgewinne 
beeinträchtigt. Schließlich wird die Eintrübung der 
Stimmung auf den Finanzmärkten über verschlech-
terte Finanzierungsbedingungen der Unternehmen 
und negative Vermögenseffekte für die Haushalte 
die private Nachfrage etwas dämpfen. 

Alles in allem wird sich der Aufschwung schon 
im Frühjahr deutlich abschwächen. Unter den 
langjährigen Trend von etwa 2% wird der Produk-
tionszuwachs aber wohl nicht fallen. Im Jahres-
durchschnitt nimmt die Wirtschaft im Euroraum 
mit 2,4% zu. Für 2008 stehen die Chancen gut, daß 



Wirtschaft im Wandel 3/2007 76

der Aufschwung im Euroraum anhält. Dies gilt erst 
recht für die gesamte Europäische Union, denn 
Großbritannien profitiert mit seinem Weltfinanz-
zentrum London weiter von den Globalisierungs-
prozessen; auch bleibt die Wachstumsdynamik in 
Mittelosteuropa mittelfristig hoch. 

Deutschland 

Nach Konjunkturdelle weiter im Aufschwung 

In Deutschland haben die Steueranhebungen zu 
Beginn des Jahres – wie vorausgesagt – tiefe Spu-
ren im Kaufverhalten der privaten Haushalte hin-
terlassen. Der Einbruch im Einzelhandel mit Ge-
brauchsgütern, darunter vor allem mit Personen-
kraftwagen, fiel mit zweistelligen Schrumpfungs-
raten kräftig aus und dies trotz Dämpfung des 
Kaufkraftverlustes durch den schwachen Preisan-
stieg bei Energieträgern. Gesamtwirtschaftlich hielt 
sich dieser Eingriff der Finanzpolitik in das Wirt-
schaftsgeschehen jedoch bislang in Grenzen. Dar-
auf deuten die Produktionszuwächse in Industrie 
und Baugewerbe zu Beginn des Jahres ebenso hin 
wie der fortgesetzte Rückgang der Arbeitslosigkeit 
und der anhaltende Beschäftigungsaufbau. Die kon-
junkturelle Bewegung wird allerdings von der 
Gunst des milden Winterwetters sowie den Fertig-
stellungen im vorgezogenen Eigenheimbau über-
zeichnet. Unter den immer noch konjunkturfreund-
lichen Bedingungen im weltwirtschaftlichen und 
monetären Umfeld hat der Zugriff der Steuerpoli-
tik zu Beginn des Jahres lediglich zu einer Delle 
im Zuwachs und nicht – wie ursprünglich progno-
stiziert – zu einem, wenn auch nur vorübergehen-
den, Rückgang der Produktionsaktivität geführt.  

Wie weit die Verlangsamung des Anstiegs der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität im weiteren Ver-
lauf dieses Jahres reicht, hängt vor allem von den 
Einkommenserwartungen der Unternehmen und 
der privaten Haushalte ab. Während die Expor-
teure weiterhin von der kräftigen, wenn auch leicht 
abgeschwächten Dynamik der Weltwirtschaft pro-
fitieren werden und die Investoren bei immer noch 
günstigen Finanzierungsbedingungen an den Ka-
pitalmärkten die bis zum Jahresende geltenden 
Abschreibungserleichterungen noch mitnehmen 
dürften, hängen die Einkommenserwartungen der 
privaten Haushalte auch von den Lohnabschlüssen 
in der laufenden Tarifrunde und vor allem der Be-
schäftigungsentwicklung ab. Der Verteilungsspiel-
raum ist im gegenwärtigen Aufschwung größer 

geworden und damit die Basis für Lohnanhebun-
gen. Inwieweit die Lohnzuwächse das Wachstum 
fördern und Inflationsgefahren bannen werden, 
wird von ihrer Höhe mitbestimmt. Das IWH geht 
von einem Anstieg der Tariflöhne im Durchschnitt 
dieses Jahres um 2,1% und im nächsten Jahr um 
2,5% aus. Effektiv dürfte er wegen der weiteren 
Ausdifferenzierung der Erwerbsformen und der Be-
schäftigungsverhältnisse dahinter zurückbleiben, so 
daß die tatsächliche Lohnentwicklung beschäfti-
gungsfreundlich bleibt. Das bedeutet einen Impuls 
für die Erwerbseinkommen dank steigender Be-
schäftigung. Das bislang schwache Glied im Auf-
schwung schließt damit weiter auf, und der Auf-
schwung selbst gewinnt an Breite und Stärke.  

 
Abbildung: 
Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
- saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf - 
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Der kräftige Produktionsanstieg im vergange-
nen Jahr hat die deutsche Wirtschaft zurück auf 
den Potentialpfad geführt, den das IWH jetzt bei 
einer Wachstumsrate von leicht über 2% schätzt. 
Laut der Prognose für 2007 bleibt dann der Zu-
wachs des Bruttoinlandsprodukts um 2% geringfü-
gig unter der Potentialrate. Im kommenden Jahr 
gehen die Impulse von der Geldpolitik nach dem 
Erreichen des konjunkturneutralen Zinses zurück, 
und die Nachfrage auf den Weltmärkten beschleu-
nigt sich nicht weiter. Im Inland fallen jedoch be-
lastende Faktoren weg, so daß sich die endogenen 
Kräfte stärker entfalten können. Das Bruttoinlands-
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produkt nimmt im Jahr 2008 um 2,5% zu. Bei im-
mer noch 3,5 Millionen Arbeitslosen halten sich 
Verspannungen an den Faktormärkten in Grenzen.  

Außenhandel bleibt treibende Kraft 

Nachdem die Warenausfuhren in den letzten Mo-
naten des vergangenen Jahres deutlich gesunken 
sind, deutet sich für den Beginn dieses Jahres eine 
Stabilisierung auf hohem Niveau an. Infolge der 
leichten konjunkturellen Abkühlung im weltwirt-
schaftlichen Umfeld werden die Exportzuwächse 
im weiteren Verlauf dieses Jahres allerdings hinter 
der außerordentlich hohen Dynamik im vergange-
nen Jahr zurückbleiben. Die Auslandsnachfrage 
bleibt aber, auch aufgrund der sich weiter verbes-
sernden preislichen Wettbewerbsfähigkeit deut-
scher Anbieter, robust und wird sich, wie schon 
2006, auch in diesem Jahr als treibende Kraft der 
konjunkturellen Entwicklung erweisen. Wie bis-
lang werden die Ausfuhrzuwächse in diesem Jahr 
insbesondere von den Lieferungen nach China, In-
dien, Rußland, Südostasien und Mittel- und Osteu-
ropa bestimmt. Auch für das kommende Jahr ste-
hen die Zeichen im Außenhandel günstig. Die 
Exporte werden, angesichts weiterhin guter kon-
junktureller Aussichten in Europa, hier vor allem in 
den mittel- und osteuropäischen EU-Ländern, aber 
auch bei wichtigen außereuropäischen Handels-
partnern, in beiden Jahren mit gut 8% zunehmen. 

Bedingt durch die starke Zunahme der Exporte 
und die Kräftigung der Inlandsnachfrage stiegen 
auch die Wareneinfuhren im vergangenen Jahr mit 
einer zweistelligen Zuwachsrate. Ähnlich wie bei 
den Exporten nahmen insbesondere die Einfuhren 
aus Rußland, Indien, Mittel- und Osteuropa und 
China überdurchschnittlich zu, wobei die Zuwächse 
hauptsächlich auf Rohstoffe und Vorprodukte ent-
fielen. Im Zuge der zu Beginn dieses Jahres ver-
langsamten Entwicklung der Binnennachfrage zeich-
net sich auch bei den Wareneinfuhren eine spürbar 
nachlassende Dynamik ab. Zum Jahresauftakt ent-
wickelten sich die Einfuhren gar rückläufig. Trotz 
deutlich geringerer Exportzuwächse wird der Au-
ßenhandel jedoch auch in diesem Jahr einen be-
achtlichen Wachstumsbeitrag leisten. Im kommen-
den Jahr werden aufgrund der erstarkten Inlands-
konjunktur auch die Einfuhren kräftig zulegen, so 
daß von einem Importzuwachs von 8,7% ausge-
gangen wird, nach 7,8% in diesem Jahr.  

Obgleich für den Prognosezeitraum weiterhin 
mit einer dynamischen Entwicklung der Export-
nachfrage zu rechnen ist, bleiben dank der nach 

wie vor hohen Wettbewerbsintensität auf den Ab-
satzmärkten die Spielräume für Preiserhöhungen 
begrenzt. Aufgrund der unterstellten Beruhigung an 
den Rohstoffmärkten kann dennoch für das laufende 
Jahr von einer leichten Verbesserung der Terms of 
Trade ausgegangen werden, während diese sich im 
kommenden Jahr mit dem Anziehen der Rohstoff-
preise wieder etwas verschlechtern dürften. 

Unternehmensinvestitionen weiter kraftvoll 

Die Unternehmen haben zu Beginn des Jahres in 
ihren Investitionsanstrengungen nicht nachgelas-
sen. Die Dynamik war sowohl von der Errichtung 
gewerblicher Bauten als auch von der Anschaffung 
neuer Ausrüstungsgüter geprägt. Sie wird im spä-
teren Verlauf dieses Jahres deutlich zulegen. Die im 
Rahmen der Unternehmensteuerreform angekündig-
te Verschlechterung der Abschreibungsbedingungen 
für bewegliche Investitionsgüter dürfte viele Unter-
nehmen veranlassen, für später geplante Investi-
tionen in das Jahr 2007 vorzuziehen. Dort, wo die 
Investitionen mit Kapazitätserweiterungen verbun-
den sind, ziehen sie auch Wirtschaftsbauten nach 
sich. Mit vermehrten Ausrüstungsinvestitionen ge-
hen zudem Anschaffungen von neuer Software ein-
her, die als Investitionen in sonstige Anlagen zäh-
len. Begünstigt werden die Investitionsentscheidun-
gen durch die nach wie vor niedrigen Zinsen für 
die Aufnahme von Fremdkapital und die verbesserte 
Ausstattung der Unternehmen mit Eigenmitteln.  

Zu Beginn des nächsten Jahres dürfte die Inve-
stitionsdynamik mit der Umstellung der steuer-
lichen Rahmenbedingungen vorübergehend stocken, 
dann aber angesichts nach wie vor kräftiger welt-
wirtschaftlicher Aktivitäten der Unternehmen wie-
der Fahrt aufnehmen. Alles in allem werden die Un-
ternehmensinvestitionen im laufenden Jahr um 4,4% 
und im kommenden Jahr um knapp 5% steigen.  

Bauinvestitionen: Tendenzwende vollzogen 

Die Bauinvestitionen haben bis zum Ende des ver-
gangenen Jahres spürbar zugelegt und mit einer Rate 
von 4,2% gegenüber dem Vorjahr erstmalig seit 
1999 wieder zum Wachstum des Bruttoinlandspro-
dukts beigetragen. Während im Wohnungsbau vor 
allem Sondereffekte zur Mitnahme der Eigenheim-
zulage und zur Umgehung der Mehrwertsteuererhö-
hung zum Tragen kamen – zwei Drittel des Zu-
wachses lassen sich dem zurechnen – hat der Staat 
dank gestiegener Einnahmen mehr in bauliche An-
lagen investiert. 
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Zu Beginn dieses Jahres hat der milde Winter 
die Unternehmen veranlaßt, die hohen Auftragsbe-
stände jetzt verstärkt abzubauen und damit nicht, 
wie sonst üblich, auf das Frühjahr zu warten. In 
den folgenden Monaten dürfte es wegen der in das 
Jahr 2006 vorgezogenen Maßnahmen zu einer deut-
lich geringeren Neubautätigkeit bei Eigenheimen 
und zu Einschränkungen bei Modernisierungsmaß-
nahmen im Bestand kommen, die den Wohnungs-
bau und die Bauinvestitionen insgesamt vorüber-
gehend deutlich dämpfen werden. Die Perspekti-
ven bei der energetischen Bausanierung dürften aber 
weiterhin gut stehen, dies signalisieren auch die 
von der KfW veröffentlichten Kreditzusagen im 
Rahmen des CO2-Gebäudesanierungsprogramms, 
der Wohnraum-Modernisierung/Öko-Plus und des 
Ökologischen Bauens. Dies wird gestützt durch ein 
zwar anziehendes, aber immer noch vergleichs-
weise niedriges Zinsniveau, die abnehmenden Ar-
beitsplatzunsicherheiten und die aufgehellten Ein-
kommensperspektiven der privaten Haushalte. Die-
se Faktoren dürften zum Jahresende die Baunach-
frage wieder etwas stärken. 

Die öffentlichen Bauinvestitionen werden im 
Prognosezeitraum nochmals ausgeweitet. Nach der 
von 2000 bis 2005 anhaltenden Investitionszurück-
haltung werden Bund, Länder und Kommunen mit 
der Erhöhung des Steueraufkommens in die Lage 
versetzt, den aufgestauten Baubedarf langsam ab-
zubauen. Alles in allem nehmen die Bauinvestitio-
nen im Jahr 2007 um 1,2% zu, im Jahr darauf 
dürfte sich dieses Wachstum mit der nach wie vor 
kräftigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung auf 
knapp 2% erhöhen. 

Konsum erholt sich wieder 

Zu Beginn des Jahres 2007 sind – wie vorausge-
sagt – die Käufe der privaten Haushalte von Ge-
brauchsgütern, darunter von Personenkraftwagen, 
drastisch zurückgegangen. Die Anhebung des Re-
gelsatzes der Mehrwertsteuer forderte ihren Tribut. 
Noch in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres 
hatte sich der private Konsum insbesondere durch 
die vorgezogenen Käufe von PKW und anderen 
langlebigen Konsumgütern zur Umgehung der 
Mehrwertsteuererhöhung zum 1. Januar 2007 be-
lebt. Auch deshalb stieg er im Jahresdurchschnitt 
nach drei Jahren Stagnation real um 0,8%. Dieser 
Konsumzuwachs wurde nur zum Teil aus den lau-
fenden Einkommen finanziert. Die verfügbaren 
Einkommen legten real nur um 0,5% zu (Konsu-
mentenpreise: +1,3%). Der andere Teil der vorge-

zogenen Käufe ging auch zu Lasten der Ersparnis; 
nach mehrjährigem Anstieg verringerte sich die 
Sparquote um 0,1 Prozentpunkte auf 10,5%.  

Bereits im zweiten Quartal dieses Jahres dürfte 
die Konsumnachfrage vor allem infolge der deut-
lich expandierenden Haushaltseinkommen wieder 
anziehen. Im Durchschnitt des Jahres erhöht sich 
der private Konsum real mit 1% etwas stärker als 
im Vorjahr. So steigen die Löhne und Gehälter 
brutto infolge der anhaltenden Zunahme der Be-
schäftigung und der deutlich höheren Dynamik der 
Tarif- und Effektivlöhne fast doppelt so stark wie 
im vergangenen Jahr. Die Nettoverdienste erhalten 
infolge der per saldo sinkenden Beitragssätze zu 
den Sozialversicherungen noch einen zusätz-
lichen Schub und legen mit über 3% zu. Der Netto-
lohn je Beschäftigten, der in den vergangenen zwei 
Jahren deutlich gesunken ist, steigt real erstmals 
wieder leicht an. Die monetären Sozialleistungen 
gehen dagegen dank der verbesserten Arbeits-
marktlage weiter zurück, obwohl das einkommens-
abhängige Elterngeld neu eingeführt wird und es 
zur Jahresmitte wohl zu einer geringfügigen Ren-
tenerhöhung kommt. Die Selbständigen- und Ver-
mögenseinkommen expandieren nicht mehr so kräf-
tig wie im Vorjahr. Alles in allem dürften die ver-
fügbaren Einkommen mit 2,6% zulegen; real be-
deutet dies eine Erhöhung um gut 1%. Die verbes-
serte Einkommenssituation der privaten Haushalte 
läßt auch die Sparquote wieder leicht ansteigen. 

Im nächsten Jahr nehmen die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte infolge der anhal-
tenden Verbesserung der Beschäftigungslage, der hö-
heren Effektivverdienste und der wieder stärker zu-
nehmenden Selbständigen- und Vermögenseinkom-
men mit 3,2% kräftiger als in diesem Jahr zu. Die 
erstarkten Einkommen stützen den privaten Konsum, 
der real um 1,6% zulegt und damit wieder merklich 
zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum beiträgt. 

Teuerung bleibt moderat 

Im vergangenen Jahr erhöhten sich die Verbraucher-
preise um 1,7%. Damit war die Teuerung deutlich 
niedriger als im Jahr davor (2005: 2%). Der Preis-
anstieg resultierte vor allem aus der Verteuerung 
von Energie. Die Preise für Energieprodukte (Haus-
haltsenergie und Kraftstoffe) zogen im Jahr 2006 
um 8,5% an. Ohne deren Einrechnung hätte die 
Inflation im Jahr 2006 nur 0,9% betragen. 

Im Jahr 2007 wird die Teuerung mit 1,7% nied-
riger als bislang prognostiziert ausfallen. Zwar dürf-
ten bei einem angenommenen Ölpreis von 60 Dollar 
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je Barrel und einem konstanten Wechselkurs die 
Energiepreise nicht weiter zunehmen, aber die Er-
höhung des Regelsatzes der Mehrwert- und der Ver-
sicherungsteuer um drei Prozentpunkte führte An-
fang 2007 zu einem deutlichen Preisanstieg um 
1,6%. Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex, der 
wegen der Nichtberücksichtigung des selbstgenutz-
ten Wohneigentums den Einfluß der Mehrwertsteu-
eranhebung stärker widerspiegelt, erhöhte sich um 
1,8%. Nach Einschätzung der Deutschen Bundes-
bank1 könnte von dieser Erhöhung knapp ein Pro-
zentpunkt durch die Steueranhebung verursacht 
sein, wovon rund zwei Drittel auf den Januar selbst 
und knapp ein Drittel auf Vorzieheffekte im Verlauf 
von 2006 entfallen sein könnten. Für den nationalen 
Index bedeutet dies, daß rund die Hälfte des An-
stiegs auf die Steuererhöhung zurückzuführen ist. 
Zudem ist noch mit verzögerten Effekten der 
Mehrwertsteueranhebung im weiteren Verlauf von 
2007 zu rechnen. Von den Lohnstückkosten geht 
noch kein Preisdruck aus, obwohl ihr dreijähriger 
Rückgang zum Stillstand kommt. 

Im nächsten Jahr dürfte sich die Teuerung auf 
1,5% verlangsamen. Der in der Prognose unter-
stellte Ölpreis von 61 Dollar je Barrel wird sich 
2008 kaum auf die Energiepreisdynamik auswir-
ken. Lediglich die in Folge der Tariflohnentwick-
lung leicht anziehenden Lohnstückkosten könnten 
zu Preiserhöhungen führen. 

Produktion im Osten wächst erneut stärker als 
im Westen 

Der vom Export und den Investitionen getriebene 
Aufschwung regt vor allem die Industrieproduktion 
an. Im vergangenen Jahr hatte sie sich im gesamten 
Bundesgebiet um 6,2% erhöht, und damit so kräftig 
wie im Boomjahr 2000. Nach der Tendenzwende 
trägt auch das Baugewerbe wieder zum Produktions-
zuwachs bei. Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
sowie viele unternehmensnahe Dienstleistungen ex-
pandieren im Fahrwasser von Industrie und Bauge-
werbe. Weniger stark wird der Aufschwung im 
Handel, bei Gebrauchsgüterherstellern und perso-
nennahen Dienstleistungen verlaufen. Hier dämpfen 
die gegenüber der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion immer noch zurückbleibenden Einkommens-
perspektiven der privaten Haushalte. Nach 2% Zu-
wachs in diesem Jahr wird sich der Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts 2008 auf 2,5% erhöhen. 

                                                      
1 Vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK: Konjunkturlage in 

Deutschland, in: Monatsbericht Februar 2007, S. 51. 

Am Produktionszuwachs partizipieren jedoch 
nicht alle Regionen in gleichem Maße. Im vergan-
genen Jahr war das Bruttoinlandsprodukt in den 
ostdeutschen Flächenländern zusammengenommen 
mit 3% kräftiger gestiegen als im Westen. Dafür 
war das hohe Wachstumstempo der Industrie aus-
schlaggebend. Im Unterschied zu den zehn Jahren 
davor hatte auch das Baugewerbe dazu einen Bei-
trag geleistet. In diesem und dem kommenden Jahr 
dürfte die Industrie in den neuen Bundesländern 
erneut dank der Kostenvorteile im innerdeutschen 
Vergleich vor allem über die engen Lieferbezie-
hungen mit dem gesamten Bundesgebiet doppelt 
so stark zulegen wie in den alten Bundesländern. 
Hinzu kommt, daß das Baugewerbe an Bremswir-
kung deutlich eingebüßt hat. Das wird sich in die-
sem Jahr für das gesamte Bundesgebiet kaum än-
dern, wenngleich für den Jahresverlauf Rückgänge 
angelegt sind. Die hohen Auftragsbestände aus dem 
vergangenen Jahr haben zu Jahresbeginn, auch dank 
der günstigen Witterung, nochmals für hohe Pro-
duktionszuwächse gesorgt, die Bestellungen im Bau-
hauptgewerbe sind allerdings seit Monaten rück-
läufig. Einem leichten Rückgang der jahresdurch-
schnittlichen Bauleistung im Osten dürfte infolge der 
Tendenzwende am konjunkturell stärkeren Wirt-
schafts- und Wohnungsbau im Westen ein moderater 
Anstieg der Bauleistungen dort gegenüberstehen. 
Alles in allem bleibt das Wachstum der gesamt-
wirtschaftlichen Aktivität in diesem Jahr im Osten 
mit 2,3% aufgrund der Tempoführerschaft des Ver-
arbeitenden Gewerbes höher als im Westen (2%). 

Erholung am Arbeitsmarkt setzt sich fort 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich im Jahr 
2006 infolge des kräftigen konjunkturellen Auf-
schwungs und begünstigt durch die erneut gesun-
kene Lohnkostenbelastung der Produktion deutlich 
gebessert. Die Erwerbstätigkeit nahm um 283 000 
Personen bzw. 0,7% gegenüber dem Vorjahr zu. Die 
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden stieg mit 0,6% 
fast genau so wie die Zahl der Erwerbstätigen. 
Dies ist ein Indiz dafür, daß Vollzeitstellen kaum  
– wie in früheren Jahren zu beobachten war – 
durch Teilzeitjobs oder ausschließlich geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse verdrängt wurden. Der 
Beschäftigungsaufbau konzentrierte sich vor allem 
auf die unternehmensnahen und die privaten Dienst-
leister. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten, die in den vergangenen fünf Jahren 
stetig abgenommen hatte, stieg um 141 000. Davon 
entfielen 16 000 Stellen auf Ostdeutschland. 
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Die registrierte Arbeitslosigkeit ist um 374 000 
Personen gesunken und damit auch die Arbeitslo-
senquote auf 10,3%. Ausschlaggebend dafür war 
die gestiegene Nachfrage der Unternehmen nach 
Arbeitskräften. Auch der Rückgang des Arbeitsan-
gebots, gemessenen an der Zahl der Erwerbsfähi-
gen, trug dazu bei. 

Die Erholung auf dem Arbeitsmarkt hat sich zu 
Beginn des Jahres 2007 nicht abgeschwächt: Die 
Zahl der Erwerbstätigen nahm, auch wegen der Sen-
kung der Lohnnebenkosten, saisonbereinigt erneut 
zu, und die registrierte Arbeitslosigkeit sank wei-
ter. Diese Entwicklung wurde durch Sonderfakto-
ren begünstigt. So konnten infolge der sehr milden 
Witterung Außenarbeiten ohne größere Unterbre-
chungen fortgeführt werden. Darüber hinaus dürf-
ten durch das neue Saison-Kurzarbeitergeld Ent-
lassungen vermieden worden sein. Zudem ist ein 
Teil des Abbaus der registrierten Arbeitslosigkeit 
nach wie vor auf die systematische Überprüfung 
des Arbeitslosenstatus zurückzuführen. 

Im Zuge der anhaltenden konjunkturellen Auf-
wärtsbewegung wird sich im weiteren Verlauf die-
ses Jahres der Beschäftigungsaufbau fortsetzen. Vor 
allem bei den unternehmensnahen und bei den pri-
vaten Dienstleistern werden zusätzliche Arbeits-
plätze entstehen. Im Verarbeitenden Gewerbe wird 
der Abbau an Beschäftigung zum Stillstand kom-
men. Im Baugewerbe, wo bereits im Vorjahr die Tal-
sohle der Beschäftigung durchschritten wurde, ist 
mit einer leichten Zunahme der Arbeitsnachfrage 
zu rechnen. Insgesamt wird die Zahl der Erwerbs-
tätigen im Jahr 2007 um ca. 410 000 bzw. 1% zu-
nehmen. Die registrierte Arbeitslosigkeit wird mit 
knapp 700 000 Personen stärker abnehmen als die 
Erwerbstätigenzahl zunimmt. Ein Grund dafür ist 
auch der Eintritt geburtenschwacher Jahrgänge in 
das Erwerbsalter, so daß die Zahl der Erwerbsfähi-
gen sinkt. 

Für das Jahr 2008 stehen die Chancen gut, daß 
sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt im Zuge der 
Expansion der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
weiter verbessert. Die Zahl der Erwerbstätigen dürf-
te gegenüber dem Vorjahr um etwa 170 000 Perso-
nen zunehmen. Dabei handelt es sich überwiegend 
um sozialversicherungspflichtige  Beschäftigungsver-
hältnisse. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird 
im Jahresdurchschnitt auf etwa 3,5 Millionen sinken. 

In Ostdeutschland entspannt sich die Lage am 
Arbeitsmarkt nur wenig. Der gesamtwirtschaftliche 
Produktionsanstieg läßt sich im wesentlichen durch 
Produktivitätssteigerungen erwirtschaften, so daß 
die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt nur gering-

fügig steigen dürfte. Die registrierte Arbeitslosig-
keit wird auch wegen des rückläufigen Arbeitsan-
gebots weiter sinken. Dennoch wird die Arbeitslo-
senquote mehr als doppelt so hoch bleiben wie in 
Westdeutschland. Die gespaltene Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt setzt sich fort. 

Öffentliches Defizit geht zurück  

Im Jahr 2006 hat der wirtschaftliche Aufschwung 
zu unerwartet hohen Einnahmen des Staates an 
Steuern und Sozialbeiträgen geführt. Insbesondere 
die Unternehmensteuern entwickelten sich unge-
wöhnlich dynamisch und brachten auch den Ge-
meinden einen unverhofften Geldsegen. Infolge 
der guten Einnahmensituation sank das Staatsdefi-
zit auf 1,7% des Bruttoinlandsprodukts und unter-
schritt somit erstmals seit 2001 wieder die vom 
Maastrichter Vertrag gesetzte Drei-Prozent-Grenze. 

Die Lage der öffentlichen Finanzen wird sich 
im Prognosezeitraum weiter entspannen. Einerseits 
sorgt der fortgesetzte wirtschaftliche Aufschwung 
automatisch für ein weiter steigendes Aufkommen 
an Steuern und Sozialbeiträgen. Andererseits ver-
größert die Mehrwertsteuererhöhung den finanziel-
len Spielraum des Staates. Einnahmenausfälle gibt 
es seit Beginn 2007 durch die Senkung des Bei-
trags zur Arbeitslosenversicherung und ab 2008 
durch die Unternehmensteuerreform. Beides wird 
jedoch nicht das konjunkturbedingt weiterhin stei-
gende Aufkommen anderer Steuern aufwiegen. Ins-
gesamt werden die Staatseinnahmen 2007 nominal 
um 2,7% und 2008 um 1,8% zunehmen. 

Die meisten Staatsausgaben entwickeln sich wei-
ter moderat. Mit steigenden Personalausgaben ist 
ab Januar 2008 zu rechnen, weil der Tarifvertrag 
für die Länder zum 1. Januar bzw. 1. Mai 2008 eine 
Tariferhöhung um 2,9% vorsieht und weil die Ent-
geltregelungen im Tarifvertrag für Bund und Ge-
meinden zum 31. Dezember 2007 neu verhandelt 
werden können. Steigende Ausgaben wird es auch 
bei der gesetzlichen Rentenversicherung geben, 
nicht nur weil die Zahl der Rentner zunimmt, son-
dern auch weil erstmals seit vier Jahren vermutlich 
eine leichte Rentenerhöhung stattfinden wird. Da 
die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisse aktuell schneller zunehmen als die Zahl 
der Rentner, wirkt sich der demographische Faktor 
in der Rentenanpassungsformel erstmals positiv 
aus. Die Rentenerhöhung wird auch eine entspre-
chende Erhöhung der Regelsätze der Sozialhilfe 
und des Arbeitslosengeldes II nach sich ziehen. 
Andererseits wird der Rückgang der Arbeitslosig-
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keit die Arbeitslosenversicherung finanziell entla-
sten und vermutlich auch einen Rückgang der Zahl 
der Bezieher von Arbeitslosengeld II bewirken. 

Im Gesundheitswesen fallen die Einsparungen 
durch die Gesundheitsreform geringer aus als zu-
nächst geplant. So wurde während des parlamenta-
rischen Verfahrens der Sparbeitrag der Kranken-
häuser gesenkt. Zusätzlich wird der Zwang zum Ab-
bau der Verschuldung der Krankenkassen die Ten-
denz zu steigenden Krankenkassenbeiträgen stüt-
zen. Aus diesen Gründen wird für das laufende 
Jahr damit gerechnet, daß die Krankenkassenbei-
träge stärker als zunächst geplant steigen, nämlich 
um 0,6 Prozentpunkte. 

Insgesamt werden die Staatsausgaben nominal 
um 0,9% (2007) bzw. 1,2% (2008) zunehmen. Da 
die Einnahmen stärker als die Ausgaben steigen, 
wird das staatliche Defizit weiter zurückgehen. 
Die Defizitquote wird 2007 bei 0,9% und 2008 so-
gar nur bei 0,6% liegen. 

Wirtschaftspolitik 

Hohe Lohnabschlüsse gefährden 
Beschäftigungsaufbau 

Mit dem seit Mitte 2005 anhaltenden wirtschaft-
lichen Aufschwung hat sich auch der Verteilungs-
spielraum von Löhnen und Gewinnen in Deutsch-
land vergrößert. Erste Tarifabschlüsse in der Chemi-
schen Industrie sehen dauerhafte Anhebungen der 
Stundenlöhne um 3,6% und Einmalzahlungen vor, 
die zusammengenommen die Lohnkosten um 4,3% 
ansteigen lassen. Die Lohnforderungen in anderen 
Branchen wie beispielsweise in der Metall- und 
Elektroindustrie, für die Verhandlungsergebnisse 
noch ausstehen, liegen mit 6½% darüber.  

Höhere Löhne bedeuten nicht nur mehr Ein-
kommen und Konsumnachfrage für die Beschäf-
tigten, sondern auch höhere Kosten für die Unter-
nehmen. Beide Effekte nehmen Einfluß auf die Be-
schäftigung, allerdings in entgegengesetzten Rich-
tungen. Entscheidend für die Entwicklung der Be-
schäftigung in der Gesamtwirtschaft ist das Ver-
hältnis zwischen beiden.  

Die vom IWH für Deutschland geschätzte Be-
schäftigungsgleichung2 weist auf deutlich unter-

                                                      
2  Die ökonometrische Schätzung erfolgte mit einem Fehler-

korrekturmodell. Die Ausgangsgrößen gehen in logarith-
mierter Form in die Gleichung ein. Die Unterschiede zwi-
schen den beiden Koeffizienten sind für die Langfristbe-
ziehung auf dem Ein-Prozent-Niveau signifikant.  

schiedliche Elastizitäten der gesamtwirtschaftlichen 
Beschäftigung im Hinblick auf die gesamte Güter-
nachfrage (+0,8%) und die realen Arbeitskosten  
(-1%) hin. Das heißt, ein prozentual gleich großer 
Zuwachs der realen Arbeitskosten wie der Gesamt-
nachfrage führt per saldo zu einem Rückgang der 
Beschäftigung. Nur wenn die Arbeitskosten real um 
mehr als ein Fünftel langsamer steigen als die Gü-
ternachfrage, kommt es zum Beschäftigungsauf-
bau. Approximiert man die Güternachfrage anhand 
der vorliegenden Prognose für das Bruttoinlands-
produkt, so müßten die Lohnzuwächse im Jahr 
2007 real deutlich unter 2% bleiben, um den lau-
fenden Beschäftigungsaufbau nicht zu gefährden. 
Bei einem Anstieg des Preisniveaus von 1,7% las-
sen dann Lohnabschlüsse über 3,5% langfristig ei-
nen Beschäftigungsabbau erwarten, es sei denn, die 
Lohnzuschläge in Form von Konjunktur- oder Er-
tragskomponenten sind einmaliger Natur und laufen 
nach einer bestimmten Zeit aus. Letztlich entschei-
det allerdings die Effektivlohnentwicklung über die 
Beschäftigung, in der sich auch der Wandel der Er-
werbsformen und die Unterschiede in der Ertrags-
lage der Unternehmen spiegeln. 

Weichenstellungen der Finanzpolitik bei  
entspannter Haushaltslage 

Die derzeitige Verbesserung der Lage der öffent-
lichen Finanzen ist nur zum Teil struktureller Art. 
Vor allem die Mehrwertsteuererhöhung hat eine 
strukturelle Verbesserung der Einnahmensituation 
des Staates zur Folge. Dagegen ist ein wesentlicher 
Teil des Sanierungserfolgs allein konjunkturell be-
dingt und droht in künftigen konjunkturellen Schwä-
chephasen ebenso schnell wieder zu verschwinden. 
Um ein strukturell ausgeglichenes Budget zu errei-
chen, bleiben somit weitere Sanierungsanstrengun-
gen notwendig. Sie dürften im Aufschwung öko-
nomisch leichter zu verkraften sein als bei einer 
Konjunkturschwäche. 

Nach der Verabschiedung der Gesundheitsre-
form steht die Unternehmensteuerreform im Mittel-
punkt der Aufmerksamkeit. Die nominale Steuer-
belastung der Unternehmensgewinne durch die Kör-
perschaft- und Gewerbsteuer soll von über 38 auf 
unter 30 Prozent gesenkt werden. Zur teilweisen 
Gegenfinanzierung wird die Bemessungsgrundlage 
verbreitert. Per saldo sollen die Unternehmen um 
5 Mrd. Euro pro Jahr entlastet werden. Notwendig 
wäre es, die Unternehmensbesteuerung rechtsform- 
und finanzierungsneutral auszugestalten. Dazu lie-
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fert auch die jetzige Reform nach den bisher vor-
liegenden Plänen keinen Beitrag. 

Nachdem zum 1. Januar 2007 der Beitragssatz 
zur Arbeitslosenversicherung auf 4,2 Prozent des 
Bruttolohns gesenkt wurde, gibt es erneut Bestre-
bungen, ihn angesichts der günstigen Beschäfti-
gungsentwicklung noch weiter zu senken. Hier sind 
jedoch Vorbehalte angebracht. Der Beitragssatz 
sollte nicht von konjunkturellen Schwankungen 
abhängen, um nicht prozyklisch zu wirken. Sinn-
voll wäre eine weitere Beitragssenkung nur, wenn 
sie durch langfristige Einsparungen gerechtfertigt 
werden kann. Vor diesem Hintergrund ist die der-
zeitige konjunkturelle Besserung der Arbeitsmarkt-
lage keine Rechtfertigung einer weitergehenden 
Beitragssenkung. Diese würde stattdessen die Ge-
fahr erhöhen, im nächsten konjunkturellen Ab-
schwung die Beiträge wieder erhöhen zu müssen. 
Sinnvoller wäre es, den Beitragssatz über den Kon-
junkturzyklus hinweg konstant zu halten und even-
tuell entstehende Überschüsse der Bundesagentur 
für Arbeit in einer Rücklage für künftige Schwä-
chephasen anzulegen. 

Wichtiger als eine schnelle Beitragssenkung in 
der Arbeitslosenversicherung wäre es, die Steuer-
finanzierung versicherungsfremder Leistungen in 
der Renten- und der Krankenversicherung weiter 
voranzutreiben. So könnten die relativ hohen Steu-
ereinnahmen dazu genutzt werden, die ohnehin 
geplante Anhebung des Finanzierungsbeitrags des 
Bundes für die Krankenkassen schneller als bis-
lang vorgesehen anzuheben und dadurch die Bei-
tragszahler schon früher zu entlasten. 

Geldpolitik auf neutralem Kurs 

Der Europäische Zentralbankrat hat bei seinem 
Treffen Anfang März 2007 beschlossen, den maß-
geblichen Leitzins erneut um 25 Basispunkte an-
zuheben. Mit nunmehr 3,75% wird damit ein Ni-
veau erreicht, das unter Berücksichtigung der ge-
genwärtigen Inflationserwartungen in etwa dem 
konjunktur- und inflationsneutralen Realzins ent-
spricht; der kurzfristige und der langfristige Real-
zins liegen derzeit bei etwa 2%.3 

                                                      
3  Der kurzfristige Realzins wird anhand der Differenz zwi-

schen Dreimonatszinssatz und Kernrate des Harmonisierten 
Verbraucherpreisindex (ohne Energie und unverarbeitete 
Nahrungsmittel) gemessen. Der langfristige Realzins wird 
bestimmt, indem von den Renditen öffentlicher Anleihen von 
Staaten des Euroraumes mit einer Restlaufzeit von zehn Jah-
ren die erwartete langfristige Inflationsrate abgezogen wird. 
Letztere ergibt sich aus den Expertenbefragungen der EZB. 

Die Einschätzung der Gefahren für die Preisni-
veaustabilität durch die Europäische Zentralbank 
(EZB) wird in diesem Jahr dadurch erschwert, daß 
neben den realwirtschaftlichen auch die monetären 
Indikatoren kein geschlossenes Bild mehr zeich-
nen. So deutet die Verlangsamung der Zunahme 
der realen Tauschgeldmenge M1 seit Beginn des 
Jahres 2006 darauf hin, daß sich der Aufschwung 
im Euroraum in absehbarer Zeit ebenfalls verlang-
samen wird. Dem gegenüber steht allerdings die 
anhaltend kräftige Expansion der Kredite an den 
privaten Sektor; diese ist jedoch wohl auch auf den 
zunehmenden Kreditbedarf zur Finanzierung von 
Unternehmenszusammenschlüssen und -übernahmen 
zurückzuführen.  

Eine besondere Situation ergibt sich zudem 
aufgrund von Veränderungen in den Wachstums-
beiträgen der Länder im Euroraum, wodurch das 
weitere Abstimmungsverhalten im EZB-Rat beein-
flußt werden könnte. Solange Deutschland beim 
Wachstum im Euroraum zurückblieb, dürfte ein 
Konsens über die Ausrichtung der Geldpolitik ver-
gleichsweise einfach gewesen sein, denn die auch 
bei schwachem nationalen Wirtschaftswachstum 
ausgeprägte Inflationsaversion in Deutschland ließ 
sich zu dieser Zeit wohl leicht in Einklang mit den 
möglicherweise geringeren Inflationssorgen in den 
rascher wachsenden Mitgliedsländer bringen. Im 
vergangenen Jahr entwickelte sich die deutsche 
Wirtschaft jedoch zu einem Wachstumszentrum im 
Euroraum. Sich abzeichnende oder verfestigende 
Gefahren für die Preisniveaustabilität könnten dann 
aufgrund unterschiedlicher Einschätzungen der da-
mit verbundenen Kosten für die einzelnen Mit-
gliedsländer die Konsensfindung im EZB-Rat er-
schweren. Die Europäische Geldpolitik muß dann 
schon bald ihre nächste Nagelprobe bestehen. 

Aufgrund der hier prognostizierten Verlangsa-
mung des konjunkturellen Aufschwungs im Euro-
raum in Verbindung mit der anhaltenden Stabilität 
der Inflationserwartungen auf einem Niveau, das 
die EZB als mit Preisniveaustabilität vereinbar an-
sieht, ist alles in allem eine Weiterführung des neu-
tralen geldpolitischen Kurses angemessen. 
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Befristete Beschäftigung: 
kein Hindernis für die Weiterbildung geringqualifizierter Personen 

Seit einigen Jahren ist eine wachsende Zahl von 
Neueinstellungen mit befristeten Arbeitsverträgen 
zu beobachten. Ein Grund für diese Entwicklung 
liegt in der Erleichterung des Abschlusses befri-
steter Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland. 
Die Befristung von Arbeitsverträgen ist nach dem 
seit 2001 gültigen Teilzeit- und Befristungsgesetz 
(TzBfG) für einen Zeitraum von bis zu zwei Jah-
ren möglich. Darüber hinaus können Personen bei 
Vorliegen „objektiver Gründe“ befristet eingestellt 
werden, z. B. als Ersatz für beurlaubte Mitarbeiter 
oder bei zeitlich begrenztem Arbeitskräftebedarf.  

Das TzBfG trägt zur Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes bei, da es für Unternehmen die Mög-
lichkeit bietet, ihren Personalbestand mit geringe-
ren Kosten an die wirtschaftliche Lage anzupassen.4 
Daneben könnten befristete Arbeitsverträge als 
„Verlängerung“ der Probezeit genutzt werden.5 Auf 
der Arbeitnehmerseite könnten solche Beschäfti-
gungsverhältnisse mit unsicheren Erwerbsverläu-
fen, geringeren Aufstiegschancen und geringeren 
Investitionen in berufliche Weiterbildung einher-
gehen.6 Gleichzeitig kann Befristung eine Möglich-
keit des (Wieder-)Einstiegs arbeitsloser Personen in 
den Arbeitsmarkt darstellen. 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse finden sich 
vor allem bei hoch- und geringqualifizierten Per-
sonen.7 In der arbeitsmarktpolitischen Diskussion 
besteht Konsens darüber, daß Befristungen die Po-
sition hochqualifizierter Personen auf dem Arbeits-
markt kaum beeinträchtigen. Für Personen dieser 
Qualifikationsstufe ist die Arbeitslosenquote wie 
auch die durchschnittliche Arbeitslosigkeitsdauer 
                                                      
4 HUNT, J.: Firing Costs, Employment Fluctuations and Ave-

rage Employment: An Examination of Germany. Econo-
mica 67, 2000, pp. 177-202. 

5 BOOCKMANN, B.; HAGEN, T.: Fixed-term Contracts as 
Sorting Mechanisms: Evidence From Job Durations in 
West Germany. ZEW Discussion Paper 05-85. Zentrum für 
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW). Mannheim 2005. 

6 Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie der EU-Kommission. 
Vgl. EU-KOMMISION: Employment in Europe. Luxem-
bourg 2004. Ein negativer Effekt von Befristung auf die Wei-
terbildungswahrscheinlichkeit von Beschäftigten wird auch 
im Rahmen einer IWH-Studie festgestellt. Dabei wird aller-
dings nicht nach dem Qualifikationsniveau unterschieden. 
Vgl. SAUERMANN, J.: Who invests in training if contracts 
are temporary? Empirical evidence for Germany using selec-
tion correction. IWH-Diskussionspapiere Nr. 14/2006. 

7 Vgl. SCHREYER, F. „Unsichere“ Beschäftigung trifft vor 
allem die Niedrigqualifizierten. IAB-Kurzbericht Nr. 15, 2000. 

geringer als bei jeder anderen Qualifikation. Un- 
und geringqualifizierte Personen sind dagegen sehr 
viel häufiger und im Durchschnitt länger arbeits-
los. Darüber hinaus hat sich die Arbeitsmarktlage 
dieser Personen in den vergangenen Jahren deut-
lich verschlechtert. So stellt das IAB in einer Stu-
die über die Entwicklung qualifikationsspezifischer 
Arbeitslosenquoten fest, daß sich die Arbeitslosen-
quote von Personen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung über den Betrachtungszeitraum 1975-
2004 deutlich erhöht hat – auf ca. 20% in den alten 
und ca. 50% in den neuen Bundesländern.8 In die-
ser Situation sind befristete Beschäftigungsver-
hältnisse für den Wiedereinstieg in den Arbeits-
markt von besonderer Bedeutung. Auf der anderen 
Seite stellt Befristung gerade für un- und gering-
qualifizierte Personen eine Art „Sackgasse“ dar. 
Laut OECD sind die Chancen auf einen Wechsel in 
unbefristete Beschäftigungsverhältnisse in dieser 
Gruppe besonders gering. Damit sind dauerhafte 
Einkommenseinbußen und eine höhere Arbeitslo-
sigkeitswahrscheinlichkeit verbunden.9 Vor diesem 
Hintergrund spielt die berufliche Weiterbildung für 
un- und geringqualifizierte Personen eine beson-
dere Rolle. Die Möglichkeiten dazu werden in der 
Realität allerdings nur eingeschränkt bereitgestellt 
und genutzt. 

In diesem Beitrag wird untersucht, welchen 
Einfluß befristete Arbeitsverträge auf die Beteili-
gung an beruflicher Weiterbildung geringqualifi-
ziert beschäftigter Personen haben.10 Als berufliche 
Weiterbildung gilt dabei die Teilnahme an Kursen, 
Seminaren, Tagungen oder Privatunterricht mit über-
wiegend beruflichem Hintergrund. Die Abgrenzung 
der betrachteten Personengruppe ergibt sich aus 
der in der Arbeitsmarktforschung üblichen Verwen-
dung einer Berufsklassifikation anhand von Tätig-
keitsmerkmalen. Damit umfaßt diese Gruppe formal 
un- und geringqualifizierte Personen, kann aber 
auch formal höhere Qualifikationen beinhalten.  

                                                      
8 Im gleichen Zeitraum war das Arbeitslosigkeitsrisiko von 

Akademikern mit relativ geringen Schwankungen um 5% 
sehr niedrig. Vgl. REINBERG, A.; HUMMEL, M.: Höhere 
Bildung schützt auch in der Krise vor Arbeitslosigkeit. 
IAB-Kurzbericht Nr. 9, 2005. 

9 OECD: Employment Outlook 2002. OECD, Paris 2002. 
10 Diese Studie entstand im Rahmen eines vom Rat für Sozial- 

und Wirtschaftsdaten geförderten Projekts.  
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Der Zusammenhang zwischen befristeter Beschäf-
tigung und Weiterbildung aus theoretischer Sicht  

Nach der Humankapitaltheorie von Gary S. Becker 
unterliegen Investitionen in Humankapital dem glei-
chen Investitionskalkül wie Investitionen in Sach-
kapital. Dabei wird ein perfekter Arbeitsmarkt un-
terstellt, in dem Individuen nutzenmaximierend 
handeln und über vollständige Information verfü-
gen. Becker unterscheidet zwischen zwei Formen 
des Humankapitals: allgemeines bzw. übertragba-
res und firmenspezifisches. Investitionen in letzte-
res werden – in Abhängigkeit von der erwarteten 
Amortisationszeit – zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer aufgeteilt. Es ist zu erwarten, daß eine 
Befristung aufgrund der kürzeren Amortisations-
zeit der Investitionen in firmenspezifisches Hu-
mankapital einen negativen Einfluß auf die Wei-
terbildungswahrscheinlichkeit hat. Die Amortisa-
tionszeit für allgemeines Humankapital wird dage-
gen von einer Befristung nicht beeinflußt, da die 
Produktivität durch Weiterbildung in allen Betrie-
ben gleichermaßen erhöht wird. Für Arbeitnehmer 
stellt eine Befristung daher keine Verringerung des 
Investitionsanreizes dar, Unternehmen werden da-
gegen nicht in allgemeines Humankapital ihrer Be-
schäftigten investieren.11  

In neueren Theorien wird die Annahme eines 
perfekten Arbeitsmarktes durch die Berücksichti-
gung von Transaktionskosten und asymmetrisch 
verteilten Informationen ersetzt. Solche Informa-
tionsasymmetrien treten auf, wenn ein Arbeitgeber 
bessere Informationen über Humankapitalausstat-
tung und Weiterbildungsaktivitäten seiner Beschäf-
tigten hat als andere Firmen am Markt, oder „fremde“ 
Arbeitgeber zwar Weiterbildungsaktivitäten der Ar-
beitnehmer beobachten können, aber nicht ihre Fä-
higkeiten.12 Daraus lassen sich drei Erklärungsan-
sätze für Weiterbildungsinvestitionen ableiten: ge-
stauchte Lohnstrukturen, Screening und Signalling.  

                                                      
11 BECKER, G. S.: Investment in Human Capital: A theoreti-

cal analysis. Journal of Political Economy 70 (5), 1962, 
pp. 9-49. 

12 Vgl. ACEMOGLU, D.: Training and Innovation in an Im-
perfect Labor Market. Review of Economic Studies 64, 
1997, pp. 445-464. – ACEMOGLU, D.; PISCHKE, J. S.: 
The Structure of Wages and Investment in General Train-
ing. Journal of Political Economy 107, 1999, pp. 539-572. 
– AUTOR, D. H.: Why Do Temporary Help Firms Provide 
Free General Skills Training? Quarterly Journal of Eco-
nomics 116 (4), 2001, pp. 1409-1448. – KATZ, E.; 
ZIDERMAN, A.: Investment in General Training: The 
Role of Information and Labour Mobility. Economic Jour-
nal 100 (403), 1990, pp. 1147-1158. 

Mit dem Begriff „gestauchte Lohnstruktur“ wird 
ein Zustand bezeichnet, in dem die Produktivität der 
Beschäftigten eines Unternehmens höher als ihr 
Lohn ist. Es wird angenommen, daß dieser Unter-
schied mit steigenden Weiterbildungsaktivitäten zu-
nimmt, wodurch sich auf Arbeitgeberseite der An-
reiz zu Weiterbildungsinvestitionen erklären läßt. 
Die empirisch beobachtbare geringere Entlohnung 
befristet Beschäftigter im Vergleich zu unbefristet 
Beschäftigten13 erhöht dabei zusätzlich den Anreiz 
zur Investition in Weiterbildung.  

Der Screening-Ansatz erklärt Arbeitgeberinve-
stitionen mit der Möglichkeit, durch eine Weiter-
bildung Informationen über die Fähigkeiten von 
Beschäftigten zu gewinnen. Daraus läßt sich ein 
größerer Anreiz für Arbeitgeberinvestitionen in Wei-
terbildung befristet Beschäftigter ableiten, da Wei-
terbildungsangebote Informationen generieren, die 
für eine Entscheidung über die Entfristung ge-
eigneter Mitarbeiter relevant sein können.  

Der Signalling-Ansatz erklärt Weiterbildungsin-
vestitionen auf Arbeitnehmerseite damit, daß die 
Teilnahme an beruflicher Weiterbildung als Zeichen, 
z. B. für hohe Motivation, an den Arbeitgeber genutzt 
wird. Dies impliziert höhere Weiterbildungsinvesti-
tionen befristet Beschäftigter, um dadurch die Chance 
auf eine unbefristete Beschäftigung zu erhöhen. 

Aus den verschiedenen Theorien läßt sich keine 
übereinstimmende Aussage über den Effekt des 
Beschäftigungstyps auf Investitionen in berufliche 
Weiterbildung ableiten. 

Methodik 

In der empirischen Literatur finden sich bisher nur 
wenige Studien zum Einfluß der Art des Arbeits-
vertrages auf berufliche Weiterbildung. Eine ein-
fache Möglichkeit der Abbildung dieses Effekts 
besteht in der Einführung einer Dummy-Variablen 
für die Art des Beschäftigungsverhältnisses in die 
Schätzung der Weiterbildungswahrscheinlichkeit. 
Allerdings kann mit dieser Methode nicht berück-
sichtigt werden, daß sich Personen mit befristeten 
Arbeitsverträgen systematisch von Personen mit 
unbefristeten Arbeitsverträgen unterscheiden kön-
nen.14 Falls diese Unterschiede zu unterschied-

                                                      
13 EU-KOMMISSION, a. a. O. 
14 U. a. HAGEN, T.: Do Temporary Workers Receive Risk 

Premiums? Assessing the Wage Effects of Fixed-term 
Contracts in West Germany by a Matching Estimator 
Compared with Parametric Approaches. LABOUR: Review 
of Labour Economics and Industrial Relations 16 (4), 
2002, pp. 667-705. 
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Kasten:  
Das bivariate Probit-Modell unter Berücksichtigung der Selektionsverzerrung 

Mit Hilfe von Probit-Modellen wird die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines bestimmten Ereignisses, z. B. der 
Teilnahme an beruflicher Weiterbildung, geschätzt. Bei der Schätzung der Weiterbildungswahrscheinlichkeit 
können systematische Unterschiede zwischen befristet und unbefristet Beschäftigten dazu führen, daß das Ergeb-
nis verzerrt wird. Eine solche Selektionsverzerrung kann berücksichtigt werden, indem die Wahrscheinlichkeit 
der Teilnahme an beruflicher Weiterbildung und die Wahrscheinlichkeit einer befristeten Beschäftigung simultan 
geschätzt werden. Das hier verwendete Zweigleichungsmodell wird als rekursiv bezeichnet, da die Befristung als 
erklärende Variable in die Schätzung der Wahrscheinlichkeit einer beruflichen Weiterbildung eingeht.a 

 * ' '
1 1 1 2 1i i i iy x yβ γ ε= + +    mit  

*
1

1

1 0

0
i

i

wenn y
y

sonst

 > =  
  

 

 * '
2 2 2 2i i iy x β ε= +    mit  

*
2

2

1 0

0
i

i

wenn y
y

sonst

 > =  
  

. 

Die Weiterbildungswahrscheinlichkeit *1iy  wird determiniert durch persönliche sowie beschäftigungs- und firmen-
spezifische Merkmale, die im Vektor 1ix  zusammengefaßt werden, beeinflußt. Als zusätzliche Determinante wird die 
Befristungswahrscheinlichkeit 2iy  in die erste Gleichung aufgenommen. Die Befristungswahrscheinlichkeit selbst wird 
ebenfalls durch persönliche sowie beschäftigungs- und firmenspezifische Charakteristika beeinflußt (2ix ). 
Für die Fehlerterme beider Gleichungen gelten folgende Annahmen:  

 ( ) ( )1 1 2 2 1 2, , 0i i i iE x x E x xε ε= =   

 ( ) ( )1 1 2 2 1 2, , 1i i i iVar x x Var x xε ε= =  

 ( )1 2 1 2, | ,i i i iCov x xε ε ρ= .  

Wenn die Fehlerterme der beiden Gleichungen 1iε  und 2iε  unkorreliert sind, d. h. 0ρ = , könnten beide 
Gleichungen getrennt voneinander geschätzt werden. Wenn jedoch 0ρ ≠  gilt, wären die Ergebnisse einer 
getrennten Schätzung verzerrt. Durch die simultane Schätzung beider Gleichungen kann für diese Selektionsver-
zerrung kontrolliert werden. 
 
a Vgl. VELLA, F.; VERBEEK, M.: Estimating and Interpreting Models with Endogenous Treatment Effects. Journal of Business & Eco-
nomic Statistics 17, 2003, pp. 473-478, bzw. MADDALA, G. S.: Limited-Dependent and Qualitative Variables in Econometrics. Cambridge 
University Press, Cambridge 1983. 

 
lichen Wahrscheinlichkeiten der Teilnahme an be-
ruflicher Weiterbildung führen, muß bei der Schät-
zung eine potentielle Selektionsverzerrung beach-
tet werden. In der Studie wird dafür ein bivariates 
Probit-Modell unter Berücksichtigung der Selek-
tionsverzerrung verwendet (siehe Kasten). 

Datenbasis 

Für die Analyse des Effekts von befristeten Be-
schäftigungsverhältnissen auf Investitionen in be-
rufliche Weiterbildung Geringqualifizierter wer-
den Daten der Welle 2004 des Mikrozensus ver-
wendet. Dieser Datensatz hat den Vorteil, daß auf-
grund seiner Größe ausreichend hohe Fallzahlen 
auch für potentiell kleinere Gruppen wie befristet 
Beschäftigte und Teilnehmer an beruflicher Wei-
terbildung vorhanden sind.  

Der Mikrozensus ist die amtliche Repräsenta-
tivstatistik über die Bevölkerung und den Arbeits-
markt. Er basiert auf der Befragung einer 1%-Stich-
probe aller Haushalte in Deutschland durch die 
Statistischen Landesämter.15 Er umfaßt demogra-
phische Angaben zu jeder Person im befragten 
Haushalt, den Familien- und Haushaltszusammen-
hang sowie Informationen über die wirtschaftliche 
und soziale Lage der Personen und des Haushalts. 
Neben Fragen über die Arbeitsmarktbeteiligung 
werden Angaben über die Qualifikation sowie 
Weiterbildungsaktivitäten erfaßt.  

                                                      
15 Rechtsgrundlage ist das Mikrozensusgesetz vom 17.1.1996 

in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik für Bun-
deszwecke (BStatG) vom 22.1.1987. Die Teilnahme an der 
Befragung ist für alle Mitglieder der ausgewählten Haus-
halte obligatorisch. 



Wirtschaft im Wandel 3/2007 86

Aus den Mikrozensus-Daten werden alle Per-
sonen ausgewählt, die befristet oder unbefristet ab-
hängig beschäftigt sind und sich nicht in einer be-
ruflichen (Erst-)Ausbildung befinden. Ausgeschlos-
sen werden also alle Selbständigen, Auszubilden-
den und Erwerbslosen. Da der Fokus der Studie 
auf der Analyse der Weiterbildungsteilnahme ge-
ringqualifizierter Personen liegt, wird die Stich-
probe auf Personen in geringqualifizierten Tätig-
keiten beschränkt. Dazu gehören insbesondere Be-
schäftigte in einfachen Agrarberufen, einfachen ma-
nuellen Berufen, einfachen Dienstleistungs- sowie 
einfachen Verwaltungsberufen.16 

Personen, die älter als 50 sind, werden bei der 
Analyse nicht berücksichtigt. Damit wird zum ei-
nen den mit dem Alter abnehmenden Weiterbil-
dungsaktivitäten, die unabhängig vom Qualifika-
tionsniveau zu beobachten sind, Rechnung getra-
gen.17 Zum anderen sollen dadurch Sondereffekte, 
z. B. durch gesetzliche Regelungen zur Altersteil-
zeit, ausgeschlossen werden. 

Deskriptive Analyse der Stichprobe 

In Tabelle 1 werden Informationen zur Stichprobe 
der geringqualifiziert Beschäftigten dargestellt. Ins-
gesamt haben ca. 8% dieser Personen einen befri-
steten Arbeitsvertrag, etwa 6% haben an beruf-
licher Weiterbildung teilgenommen. Unter den be-
fristet Beschäftigten liegt der Anteil der Weiterbil-
dungsteilnehmer bei 7%. 

Unter Berücksichtigung beschäftigungsspezifi-
scher Merkmale verändern sich diese Anteile zum 
Teil deutlich. Der Anteil der Weiterbildungsteil-
nehmer bei geringfügig und Teilzeitbeschäftigten 
ist mit jeweils 5% niedriger als im Durchschnitt, 
der Anteil der Befristungen in beiden Gruppen mit 
11% bzw. 10% dagegen relativ hoch. Ein deut-
licher Unterschied in der Weiterbildungsbeteili-
gung befristet Beschäftigter ist zwischen einfachen 

                                                      
16 Zu den genannten Berufsgruppen zählen z. B. Landarbeits-

kräfte, Waldarbeiter, Hilfsarbeiter, Bauhelfer, Straßenbauer, 
Raum- und Gebäudereiniger, Kellner, Telefonisten, Ver-
käufer und Kassierer. Diese Einteilung basiert auf der Be-
rufsklassifikation von Blossfeld, die üblicherweise für em-
pirische Studien genutzt wird. Vgl. BLOSSFELD, H.-P.: 
Kohortendifferenzierung und Karriereprozeß: Eine Längs-
schnittstudie über die Veränderung der Bildungs- und Be-
rufschancen im Lebenslauf. Campus-Verlag, 1989. 

17 In einer Studie des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) wird festgestellt, daß die Weiterbildungs-
beteiligung der über 50-Jährigen deutlich geringer ist als 
die jüngerer Personen. Siehe BMBF: Berichtssystem Wei-
terbildung IX. Berlin 2005. 

Agrar- und manuellen Berufen (5%) und einfachen 
Dienstleistungs- und Verwaltungsberufen (8%) zu 
beobachten. Der Anteil der Personen, die an Wei-
terbildung teilnehmen, ist bei Beschäftigten, die 
Überstunden leisten, fast doppelt so groß wie bei 
Beschäftigten ohne Überstunden (11% vs. 6%).  

Bei der Betrachtung der formalen Qualifikation 
der Personen in geringqualifizierten Tätigkeiten 
wird deutlich, daß in dieser Gruppe überwiegend 
formal un- bzw. geringqualifizierte, jedoch auch 
höherqualifizierte Personen zu finden sind. Den 
weitaus größten Anteil bilden mit 68% Personen 
mit abgeschlossener Lehre, gefolgt von 26% ohne 
formalen Berufsabschluß. Der Anteil der Personen 
mit Meister-/Technikerausbildung bzw. FH-/Uni-
abschluß liegt bei insgesamt 6%. Relativ hohe 
Anteile befristet Beschäftigter finden sich in der 
niedrigsten und der höchsten formalen Qualifikati-
onsstufe: 11% bei Beschäftigten ohne Berufsab-
schluß, 10% bei solchen mit FH-/Uniabschluß. Der 
Anteil der Weiterbildungsteilnehmer steigt mit dem 
formalen Qualifikationsniveau von 3% auf 17%. 

Aus den Ergebnissen der deskriptiven Analyse 
geht hervor, daß für die Schätzung des Befristungs-
effekts auf die Weiterbildungswahrscheinlichkeit die 
Berücksichtigung persönlicher sowie beschäftigungs- 
und firmenspezifischer Merkmale notwendig ist. 

Einflußfaktoren auf Weiterbildungsteilnahme 
und befristete Beschäftigung 

Im verwendeten Modell liegen die beiden abhän-
gigen Variablen „Weiterbildung“ und „Befristung“ 
in Form von Dummyvariablen vor. Diese nehmen 
den Wert eins an, wenn eine Person an einer be-
ruflichen Weiterbildung teilgenommen hat bzw. 
befristet beschäftigt ist, und sind sonst gleich null. 
Die Auswahl der erklärenden Variablen orientiert 
sich daran, ob aus theoretischer Sicht ein Einfluß 
auf die Teilnahme an beruflicher Weiterbildung 
bzw. Befristung erwartet werden kann.18 

                                                      
18 Dieses Vorgehen findet sich auch in anderen Studien zu 

Determinanten beruflicher Weiterbildung u. a. bei GER-
FIN, M.; LEU, R. E.; NYFFELER, R.: Berufliche Weiter-
bildung in der Schweiz. Diskussionsschriften 03-18, 
Volkswirtschaftliches Institut. Universität Bern 2003. – 
PISCHKE, J.-S.: Continuous Training in Germany. Journal 
of Population Economics 14, 2001, pp. 523-548, oder in 
Analysen der Determinanten befristeter Beschäftigungsver-
hältnisse bei GIESECKE, J.; GROSS, M.: Befristete Be-
schäftigung: Chance oder Risiko? Kölner Zeitschrift für 
Soziologie und Sozialpsychologie 54 (1), 2002, S. 85-108. 
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Tabelle 1:  
Deskriptive Statistik geringqualifizierter Personen unter 50 

 
Anteil an der 

gesamten 
Stichprobe 

Anteil 
befristet 

Beschäftigter 

Anteil der 
Personen mit 
Weiterbildung 

Anteil der Personen mit 
Weiterbildung an den 
befristet Beschäftigten 

Alle 1,000 0,084 0,062 0,071 

Beschäftigungsspezifische Merkmale 

Befristete Beschäftigung 0,084 1,000 0,071 0,071 

Unbefristete Beschäftigung 0,916 0,000 0,061 0,000 

Vollzeit 0,682 0,077 0,069 0,069 

Teilzeit 0,318 0,101 0,048 0,074 

Mini-Job 0,146 0,111 0,047 0,063 

Einfache Agrar- u. manuelle Berufe 0,350 0,085 0,055 0,049 

Einfache Dienstleistungs- und Verwaltungsberufe 0,650 0,084 0,066 0,083 

Überstunden 0,099 0,071 0,110 0,094 

Keine Überstunden 0,901 0,086 0,057 0,069 

Betriebszugehörigkeit bis 5 Jahre 0,454 0,117 0,064 0,069 

Betriebszugehörigkeit 6 bis 10 Jahre 0,186 0,012 0,053 0,089 

Betriebszugehörigkeit > 10 Jahre 0,275 0,007 0,067 0,081 

Persönliche Merkmale 

Alter: bis 35 Jahre 0,383 0,126 0,070 0,078 

Alter: 36 bis 45 Jahre 0,432 0,061 0,061 0,054 

Alter: 46 bis 50 Jahre 0,185 0,052 0,050 0,085 

Geschlecht: männlich 0,521 0,087 0,071 0,075 

Geschlecht: weiblich 0,479 0,082 0,053 0,066 

Ausländische Staatsbürgerschaft 0,105 0,113 0,036 0,051 

Deutsche Staatsbürgerschaft 0,895 0,081 0,065 0,074 

Ostdeutschland 0,190 0,105 0,061 0,074 

Westdeutschland 0,810 0,080 0,063 0,070 

Kein Berufsabschluß 0,259 0,110 0,034 0,038 

Berufausbildung 0,680 0,073 0,065 0,086 

Meister/Techniker/Uni/FH 0,061 0,093 0,167 0,143 

Firmenspezifische Merkmale 

Land- und Forstwirtschaft 0,033 0,145 0,066 0,053 

Produzierendes Gewerbe 0,357 0,067 0,062 0,066 

Dienstleistungen 0,610 0,092 0,062 0,074 

Firmengröße < 50 MA 0,512 0,088 0,055 0,061 

Firmengröße >= 50 MA 0,488 0,082 0,070 0,084 

Stichprobengröße: 19 693 Personen. 

Quellen: Mikrozensus, Welle 2004; Berechnungen des IWH.  

Effekt beschäftigungsspezifischer Merkmale 

In der Analyse wird festgestellt, daß für die Gruppe 
der geringqualifiziert Beschäftigten neben beschäf-
tigungsspezifischen Merkmalen persönliche und 
firmenspezifische Charakteristika eine Rolle spie-
len (siehe Tabelle 2). Die Wirkungsrichtung der 
Determinanten entspricht weitgehend den Ergeb-
nissen früherer Studien zur Weiterbildungsbeteili-

gung aller Beschäftigten.19 Eine Ausnahme bildet 
der Einfluß atypischer Beschäftigungsformen auf 

                                                      
19 BÜCHEL, F; PANNENBERG, M.: Berufliche Weiterbil-

dung in West- und Ostdeutschland: Teilnehmer, Struktur 
und individueller Ertrag. Zeitschrift für Arbeitsmarktfor-
schung 37 (2), 2004, S. 73-126. – PISCHKE, J.-S., a. a. O. 
oder WILKENS, I.; LEBER, U.: Partizipation an beruf-
licher Weiterbildung – Empirische Ergebnisse auf Basis 
des Sozio-ökonomischen Panels. Mitteilungen aus der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 36 (3), 2003, S. 329-337. 
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Tabelle 2:  
Probit-Analyse der Weiterbildungs- und Befristungs-
wahrscheinlichkeit  
- geringqualifizierte Personen unter 50 - 

 Weiterbildung 
befristete 

Beschäftigung 

Befristete Beschäftigung 0,042 - 
 (0,199) - 

-0,106** 0,083* Teilzeit 
(0,047) (0,047) 

-0,039 -0,239*** Mini-Job 
(0,057) (0,051) 

Überstunden 0,288*** - 
 (0,043) - 

Einfache Agrar- und -0,200*** - 
manuelle Berufe (0,041) - 

0,027* -0,059*** Alter 

(0,015) (0,014) 

-0,001** 0,001*** Alter  
(quad.)  (0,000) (0,000) 

-0,010 -0,325*** Betriebszugehörigkeit 
(0,009) (0,010) 

0,000 0,009*** Betriebszugehörigkeit  
(quad.) (0,000) (0,000) 

0,099*** 0,093*** Geschlecht  

(männlich = 1) (0,035) (0,036) 

-0,292*** 0,049 Staatsbürgerschaft 
(ausländisch =1) (0,057) (0,049) 

-0,042 0,222*** Region 
(Ost = 1) (0,038) (0,040) 

- 0,125*** Kein Berufsabschluß 
(Referenz: Berufsausb.) - (0,039) 

- 0,079 Meister/Techniker/ 
FH/Uni 
(Referenz: Berufsausb.) - (0,068) 

Firmengröße -0,108*** -0,258*** 
bis 50 Mitarbeiter (0,032) (0,033) 

-0,023 0,042 Dienstleistungen 
(Referenz: 
Produzierendes Gewerbe) (0,039) (0,037) 

0,113 0,452*** Land- und 
Forstwirtschaft 
(Referenz: 
Produzierendes Gewerbe) (0,086) (0,082) 

-1,679*** 0,576** Konstante 
(0,273) (0,235) 

0,015 ρ̂  
(0,111) 

Anzahl Beobachtungen 1 8 272 

log Likelihood -8 162,582 

Wald χ2-Test 1 673,43*** 

***, **, *: signifikant auf dem 1%-, 5%- bzw. 10%-Niveau; Stan-
dardfehler in Klammern. 

Quellen: Mikrozensus, Welle 2004; Berechnung des IWH. 

die Weiterbildungswahrscheinlichkeit. Wie aus der 
Humankapitaltheorie von Becker zu erwarten ist, 
hat Teilzeitbeschäftigung einen signifikant negati-
ven Einfluß auf Weiterbildungsinvestitionen, weil 
sich solche Investitionen weniger „auszahlen“. Be-
fristete Beschäftigung hat dagegen keinen signifi-
kanten Einfluß auf die Wahrscheinlichkeit, an be-
ruflicher Weiterbildung teilzunehmen, was sich mit 
der Beckerschen Humankapitaltheorie allein nicht 
erklären läßt. Berücksichtigt man allerdings auch 
die neueren Theorien, wird deutlich, daß sich ge-
genläufige Effekte überlagern können: der nega-
tive Effekt der geringeren Amortisationszeit und 
die positive Wirkung von Weiterbildung als Scree-
ning- oder Signalling-Instrument sowie der erhöhte 
Anreiz aufgrund einer gestauchten Lohnstruktur.  

Neben der Beschäftigungsform haben die Art 
der Tätigkeit und das Engagement der Beschäftig-
ten einen signifikanten Einfluß auf die Weiterbil-
dungswahrscheinlichkeit. So nehmen Beschäftigte 
in einfachen Agrar- und manuellen Berufen gegen-
über Beschäftigten in einfachen Dienstleistungs- 
und Verwaltungsberufen seltener an Weiterbildung 
teil, was durch die unterschiedliche Wirkung des 
technischen Fortschritts auf die Arbeitsbedingungen 
und den damit einhergehenden Weiterbildungsbe-
darf erklärt werden kann. Demgegenüber kann die 
höhere Weiterbildungsbeteiligung von Beschäftig-
ten, die Überstunden leisten, – wie die Weiterbil-
dungsteilnahme selbst – als Signal für erhöhte Ein-
satzbereitschaft gegenüber dem Arbeitgeber inter-
pretiert werden. 

Auswirkungen persönlicher und firmenspezifischer 
Merkmale 

Von den berücksichtigten persönlichen Merkmalen 
beeinflussen das Alter, das Geschlecht sowie die 
Staatsbürgerschaft die Weiterbildungswahrschein-
lichkeit. Der Einfluß des Alters ist positiv, nimmt 
jedoch mit zunehmendem Alter ab. Darin spiegeln 
sich verschiedene Effekte wider: Einerseits sinkt der 
Anreiz für Weiterbildungsinvestitionen aufgrund 
der kürzer werdenden Amortisationszeit. Auf der 
anderen Seite steigt der Anteil unbefristet Be-
schäftigter mit zunehmendem Alter, was unter an-
derem mit der Arbeitsmarktregulierung zusammen-
hängt. Aufgrund der damit verbundenen durch-
schnittlich längeren Betriebszugehörigkeit ist die 
Unsicherheit über Weiterbildungserträge geringer. 
Dieser Zusammenhang wird auch in dem signifi-
kant negativen Einfluß des Alters auf die Befri-
stungswahrscheinlichkeit deutlich. 
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Frauen haben eine signifikant niedrigere Wahr-
scheinlichkeit, an beruflicher Weiterbildung teilzu-
nehmen. Die geringere Befristungswahrscheinlich-
keit von Frauen könnte mit der geschlechtsspezifi-
schen Berufsstruktur und der daraus resultierenden 
sektoralen Verteilung von Männern und Frauen 
zusammenhängen.20 Dafür spricht auch der signifi-
kant positive Einfluß des Sektors Land- und Forst-
wirtschaft, in dem überwiegend Männer beschäf-
tigt sind.  

Die geringere Weiterbildungswahrscheinlichkeit 
ausländischer Beschäftigter kann einerseits mit dem 
erschwerten Zugang zu beruflicher Weiterbildung, 
z. B. durch Sprachbarrieren, fehlende Informatio-
nen oder Diskriminierung, erklärt werden. Anderer-
seits könnte eine erwartete Rückkehr ins Heimat-
land die Motivation zu Humankapitalinvestitionen 
verringern.21 Die höhere Befristungswahrschein-
lichkeit ostdeutscher Beschäftigter spiegelt die fle-
xibleren Arbeitsmarktbedingungen in dieser Re-
gion wider.22 Ebenfalls eine signifikant höhere Be-
fristungswahrscheinlichkeit haben Personen ohne 
Berufsabschluß im Vergleich zu Beschäftigten mit 
abgeschlossener Berufsausbildung, was die beson-
ders prekäre Beschäftigungslage formal unqualifi-
zierter Personen unterstreicht. 

Eine mögliche Erklärung für die höheren Wei-
terbildungsaktivitäten von Beschäftigten in größe-
ren Betrieben liegt in den erzielbaren Skalen-
effekten der Bereitstellung von Weiterbildung.23 
Der Wirtschaftszweig, in dem geringqualifizierte 
Personen beschäftigt sind, hat keinen Einfluß auf 
ihre Weiterbildungsbeteiligung, aber auf die Befri-
stungswahrscheinlichkeit. Beschäftigte in der Land- 
und Forstwirtschaft haben häufiger einen befriste-
ten Arbeitsvertrag als Beschäftigte im Produzie-
renden Gewerbe. 

                                                      
20 Aus dem Mikrozensus geht hervor, daß in der Land- und 

Forstwirtschaft sowie im Produzierenden Gewerbe jeweils 
ca. 70% der Beschäftigten Männer sind, im Dienstleistungs-
sektor dagegen nur 40%.  

21 GERFIN, M.; LEU, R. E.; NYFFELER, R., a. a. O. 
22 Beispielsweise stellt das IWH in einem Vergleich ost- und 

westdeutscher Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes deut-
liche Unterschiede in der Betriebsstruktur und in den Ver-
einbarungen zu Entlohnung und Arbeitszeit fest. Vgl. LUD-
WIG, U.; LOOSE, B.: Flexibilisierung des Arbeitseinsatzes 
stärkt Anpassung der Industriebetriebe an Geschäftsschwan-
kungen – ein empirischer Ost-West-Vergleich anhand des 
IAB-Betriebspanels, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 
12/2004, S. 325-331. 

23 ZWICK, T.: Continuing Vocational Training Forms and 
Establishment Productivity in Germany. German Economic 
Review 6 (2), 2005, S. 155-184. 

Fazit 

Falls Investitionen in berufliche Weiterbildung durch 
befristete Beschäftigung – wie nach der Humanka-
pitaltheorie von Becker zu vermuten – negativ be-
einflußt werden, hätte das für geringqualifizierte 
Personen besonders negative Auswirkungen, da sich 
ihre ohnehin problematische Stellung auf dem Ar-
beitsmarkt langfristig weiter verschlechtern würde. 
Allerdings wird aus der theoretischen Diskussion 
deutlich, daß mit einer Befristung nicht unbedingt 
negative Investitionsanreize verbunden sein müs-
sen.  

Die mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen 
verbundene Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 
könnte zwar einerseits zu einer Benachteiligung 
geringqualifizierter Personen führen, andererseits 
aber auch eine Möglichkeit zur Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen dieser Gruppe darstellen. Diese 
Chance besteht jedoch nur dann, wenn Weiterbil-
dung als Mittel zur langfristigen Veränderung der 
eigenen Arbeitsmarktposition nicht gleichzeitig be-
hindert wird. Die Studie kann für geringqualifiziert 
Beschäftigte keinen signifikanten Einfluß der Be-
fristung auf die Teilnahme an beruflicher Weiter-
bildung nachweisen. Geringqualifiziert Beschäftig-
te, die befristet beschäftigt sind, scheinen diesbe-
züglich also keinen systematischen Nachteil ge-
genüber unbefristet Beschäftigten zu haben. Eine 
andere Form atypischer Beschäftigung – Teilzeit-
beschäftigung – verringert dagegen die Weiterbil-
dungsbeteiligung. Dies kann insbesondere dann zum 
Problem werden, wenn Personen mangels Alterna-
tiven teilzeitbeschäftigt sind und ausbleibende Hu-
mankapitalinvestitionen zu geringeren beruflichen 
Aufstiegschancen führen. Weitere Forschung sollte 
sich daher mit den Auswirkungen anderer atypi-
scher Beschäftigungsformen – wie Teilzeitbeschäf-
tigung auf Investitionen in berufliche Weiterbil-
dung befassen. Auch hier ist bedeutsam, von wem 
solche Investitionen ausgehen, also ob ein Inve-
stitionshemmnis von der Arbeitnehmer- oder der 
Arbeitgeberseite besteht. 
 

Eva Reinowski  
(Eva.Reinowski@iwh-halle.de) 

Jan Sauermann  
(Jan.Sauermann@iwh-halle.de) 
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Tabelle 1: 
Für 2006 erwartete und tatsächlich realisierte Um-
satzentwicklung in der ostdeutschen Industrie 
- in % der Umsatzpläne von 2006 - 

Tatsächliche Umsatzentwicklung 2006 Für 2006 
erwartete Umsatz-
entwicklung 

Zunahme Gleichstand Abnahme 

Zunahme 58 6 36 

Gleichstand 47 22 31 

Abnahme 71 5 24 

Insgesamt 58 8 34 

Fälle: n = 218. Unternehmen mit Angaben zu den Jahren 2006 und 2007 
in den Befragungen Januar 2006 und 2007. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle: IWH-Industrieumfrage vom Januar 2006 und 2007. 

IWH-Industrieumfrage in Ostdeutschland zum Jahresauftakt 2007:  
Auftriebskräfte behalten die Oberhand 

Das Jahr 2006 war für das Verarbeitende Gewerbe 
in Ostdeutschland äußerst erfolgreich. Das belegen 
Daten der amtlichen Statistik24 und das bestätigen 
die Ergebnisse der IWH-Umfragen im vergange-
nen Jahr zur Geschäftslage und zu den Geschäfts-
aussichten. 

Umsatzerwartungen deutlich übertroffen 

Aber nicht nur ein gutes Geschäftsklima kann für 
2006 angezeigt werden. Reichlich zwei Drittel der 
befragten Unternehmen konnten im abgelaufenen 
Jahr Umsatzsteigerungen gegenüber dem Vorjahr 
verbuchen, unter den Exportunternehmen sogar drei 
Viertel. In jedem zehnten Unternehmen blieb der 
Umsatz unverändert und nur 21% mußten Einbußen 
hinnehmen (vgl. Tabelle 2). Von den Konsumgüter-
produzenten war ein Drittel mit Umsatzrückgän-
gen konfrontiert. In diesen Entwicklungen spiegelt 
sich das derzeitige Konjunkturmuster in Deutsch-
land wider. Während Exportunternehmen und In-
vestitionsgüterproduzenten kräftig zulegten, hinkt 
der Konsum der Entwicklung hinterher. Vergleicht 
man die Umsatzerwartungen, wie sie in der Befra-
gung Anfang 2006 geäußert wurden, mit den An-
gaben, die die Unternehmen zur tatsächlichen Um-
satzhöhe 2006 im Januar 2007 per saldo gemacht 
haben, zeigt sich, daß die Erwartungen vieler Fir-
men deutlich von der Realität übertroffen wurden 
(vgl. Tabelle 1).  

                                                      
24 Nach vorläufigen Berechnungen des Arbeitskreises Volks-

wirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder wuchs die 
Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe Ost-
deutschlands 2006 um knapp 12%. 

Es gibt eine Verschiebung in Richtung „besser 
als vorher erwartet“: Nahezu drei Viertel der Unter-
nehmen, die mit Umsatzeinbußen gerechnet hatten, 
schlossen das Jahr 2006 mit einer Umsatzsteigerung 
ab, nur bei knapp einem Viertel traf der Rückgang 
tatsächlich ein. Positiver als erwartet verlief auch 
die Entwicklung bei den Unternehmen, die mit kei-
nerlei Veränderung gerechnet hatten. Fast die Hälfte 
von ihnen legte bei den Umsätzen zu. Von den Fir-
men, die von Umsatzsteigerungen ausgegangen wa-
ren, konnten 58% diese auch erzielen, 36% aller-
dings wurden in ihren Erwartungen enttäuscht.  

Umsätze vor allem bei Herstellern von 
Investitionsgütern kräftig angestiegen 

Insgesamt hat sich der Anteil von Unternehmen 
mit Umsatzsteigerungen im Vergleich zu 2005 um 
11 Prozentpunkte erhöht.  

Der Anteil von Unternehmen, die ihren Umsatz 
um mehr als 10% steigern konnten, hat gegenüber 
der Vorjahresbilanz25 deutlich zugenommen: von 26% 
aller befragten Unternehmen auf 45%, unter den Ex-
portunternehmen von 29% auf 50%. Vor allem ex-
portierende Unternehmen und Hersteller von Inve-
stitionsgütern melden kräftige Zuwächse. Bei den 
Konsumgüterproduzenten fällt die Geamtbilanz we-
niger gut aus, sie gleicht im wesentlichen derjenigen 
aus dem Vorjahr. Aber auch hier konnte reichlich 
ein Drittel der Betriebe einen Umsatzanstieg von 
über 10% erreichen (2005: 12%). 

Die Unternehmen in der ostdeutschen Industrie 
orientieren sich nach wie vor auf das Inland. Die 
Exportquote lag 2006 bei 24% des Gesamtumsat-
zes. Für das laufende Jahr ist keine Veränderung 
dieses Anteils in Sicht.26 

Ein Kreuzvergleich der Umsatzerwartungen aus 
den Umfragen jeweils zu Jahresbeginn 2006 und 
2007 zeigt, daß die Auftriebskräfte weiter die Ober-
hand haben. Von denjenigen Unternehmen, die An-
fang 2006 von einer Umsatzsteigerung ausgingen, 
erwarten dies reichlich zwei Drittel auch zu Be-

                                                      
25 Vgl. WÖRSDORFER, S.: IWH-Industrieumfrage in Ost-

deutschland zum Jahresauftakt 2006: Umsatzprognose auch 
2006 ohne Beschäftigungseffekte, in: IWH, Wirtschaft im 
Wandel 3/2006, S. 102. 

26 Bei einer zweistelligen Zuwachsrate der Industrieumsätze 
und kaum steigender Nachfrage in Ostdeutschland impli-
ziert dies kräftige regionale Exporte nach Westdeutschland.  
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Tabelle 2: 
Umsatzentwicklung 2006 und Umsatzerwartungen für 2007 im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 
- in % der jeweiligen Unternehmensgruppe - 

 Zunahme  Abnahme  

 

 
über 
10 % 

5 bis 
10 % 

bis 
5 % 

Ins- 
gesamt 

Gleich- 
stand 

Ins- 
gesamt 

bis 
5 % 

5 bis 
10 % 

über 
10 % 

Saldo aus 
Zu- und 

Abnahme 

 Umsatzentwicklung 2006 gegenüber 2005 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 45 11 12 68 11 21 3 8 10 47 

darunter: Exportunternehmen 50 11 12 73 8 19 3 7 9 54 

Vorleistungsgütergewerbe 46 14 14 74 8 18 3 6 9 56 

Investitionsgütergewerbe 53  9 9 71 14 15 2 6 7 56 

Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 34 8 14 56 10 34 5 13 16 22 

 Umsatzerwartungen 2007 gegenüber 2006 

Verarbeitendes Gewerbe  
insgesamt 

22 24 19 65 19 16 6 4 6 49 

darunter: Exportunternehmen 25 27 22 74 13 13 5 3 5 61 

Vorleistungsgütergewerbe 26 27 22 75 11 14 3 4 7 61 

Investitionsgütergewerbe 22 25 12 59 26 15 9 2 4 44 

Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 17 18 23 58 22 20 8 5 7 38 

Fälle: Verarbeitendes Gewerbe insgesamt: n = 276 zur Umsatzentwicklung, n = 261 zu Umsatzerwartungen, Exportunternehmen: n = 172 zur Um-
satzentwicklung, n = 164 zu Umsatzerwartungen. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle: IWH-Industrieumfrage Januar 2007. 

ginn dieses Jahres wieder und nur 15% rechnen 
mit Einbußen. Und mehr als die Hälfte der Unter-
nehmen, die für das abgelaufene Jahr mit Umsatz-
rückgängen gerechnet hatten, ist davon überzeugt, 
2007 einen Zuwachs zu erzielen. Betrachtet man 
statt der geäußerten Erwartungen die tatsächlichen 
Umsätze des vergangenen Jahres, so wird der Ein-
druck der positiven Stimmung bestätigt: 72% der 
Unternehmen, die ihren Umsatz 2006 steigern konn-
ten, erwarten dies auch für 2007 (von den Export-
unternehmen sogar 78%), nur knapp jedes fünfte 
Unternehmen rechnet mit einem Umsatzrückgang. 
Von den Unternehmen mit gleichbleibender Um-
satzhöhe gehen knapp drei Viertel davon aus, daß 
ihre Umsatzlage sich auch dieses Jahr nicht verän-
dert, jedes fünfte rechnet mit einem Zuwachs. Und 
zwei Drittel der Unternehmen, die 2006 Verluste 
hinnehmen mußten, gehen von Umsatzsteigerun-
gen in diesem Jahr aus. Die Umsatzentwicklung 
sagt aber noch nichts darüber aus, ob das Unter-
nehmen schwarze Zahlen schreibt.  

Ertragslage 2006 knüpft an gute Vorjahresbilanz an 

Der konjunkturelle Aufschwung im Verarbeiten-
den Gewerbe spiegelt sich auch in der erneut guten 
Ertragslage der befragten Industrieunternehmen 
wider. Der Anteil von Unternehmen, die Gewinne 
schrieben, stieg geringfügig an, von 62% im Jahr 
2005 auf 64% im Jahr 2006. Der Anteil von Fir-

men, die Verluste hinnehmen mußten, verringerte 
sich im gleichen Zeitraum von 19% auf 12%. Die 
Gruppe der Unternehmen in der Gewinnzone ist 
dabei ziemlich stabil, wie Tabelle 3 zeigt. 
 
Tabelle 3: 
Veränderung der Ertragssituation 2006 gg. 2005 
im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands 
- in % der Unternehmen gemäß der Ertragslage 2005 - 

Ertragslage Ertragslage 2006 

2005 Gewinn Kostendeckung Verlust 

Gewinn 90  7  3 
Kostendeckung 25 62 13 
Verlust 20 38 42 

Insgesamt  65 23 12 

Fälle: n = 290. Unternehmen mit Angaben zu 2005 und 2006. Zah-
lenangaben gerundet. 

Quelle: IWH-Industrieumfrage vom Januar 2007. 

Neun von zehn Unternehmen, die 2005 Ge-
winne realisieren konnten, erreichten das auch im 
vergangenen Jahr wieder. Über die Hälfte der Fir-
men, die 2005 Verluste erwirtschafteten, verbes-
serte ihre Ertragslage, jedes fünfte Unternehmen 
aus dieser Gruppe wechselte sogar in die Gewinn-
zone. Wie bereits in den vergangenen Jahren be-
findet sich ein besonders hoher Anteil an erfolg-
reichen Unternehmen unter den Betrieben mit 
mehr als 250 Beschäftigten. 85% von ihnen ver-
buchten im abgelaufenen Jahr Gewinne (2004: 85%, 
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Tabelle 4: 
Beschäftigungspläne der ostdeutschen Industrieunternehmen für das Jahr 2007 
- in % der jeweiligen Unternehmensgruppe - 

 Voraussichtliche Beschäftigungsentwicklung 2007 gegenüber 2006 

 Zunahme Gleichstand Abnahme Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 37 53 10 27 

darunter:  
   Exportunternehmen 45 47 8 37 

Fachliche Hauptgruppen:     

Vorleistungsgütergewerbe 34 56 10 24 

Investitionsgütergewerbe 47 45 8 39 

Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 32 57 11 21 

Größengruppen:     

1 – 49 Beschäftigte 31 60 9 22 

50 – 249 Beschäftigte 40 50 10 30 

250 und mehr Beschäftigte 50 37 13 37 

Fälle: n = 297. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle: IWH-Industrieumfrage vom Januar 2007. 

Tabelle 5: 
Umsatzpläne und Beschäftigung im Verarbeiten-
den Gewerbe Ostdeutschlands 
- in % der Unternehmen gemäß der Umsatzpläne 2007 - 

Umsatzpläne Beschäftigungspläne 2007 gg. 2006 
2007 gg. 2006 Zunahme Gleichstand Abnahme 

Zunahme 49 44  7 
Gleichstand 24 66 10 
Abnahme 20 58 22 

Insgesamt  39 51 10 
Fälle: n = 254. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle: IWH-Industrieumfrage vom Januar 2007.  

2005: 82%). Differenziert nach fachlichen Haupt-
gruppen bestätigt sich das Gesamtbild; auch die 
Exportunternehmen weichen in ihrer Ertragslage 
nicht wesentlich davon ab. 

Beschäftigungspläne für 2007 mit geringen 
Zuwächsen 

Die Mehrheit der befragten Industrieunternehmen 
sieht für 2007 keine Veränderung des Personalbe-
standes vor (vgl. Tabelle 4). Aber im Vergleich zum 
Vorjahr ist der Anteil von Betrieben mit Aufsto-
ckungsabsichten beim Personal insgesamt leicht 
angestiegen: von 30% im Jahr 2006 auf 37%. 
Überdurchschnittlich häufig planen dies exportie-
rende Unternehmen und Hersteller von Investi-
tionsgütern. Unter den Investitionsgüterproduzen-
ten ist die Gruppe von Unternehmen mit Beschäf-
tigungsaufbau sogar größer als die Gruppe, die 
weiterhin mit dem vorhandenen Personal auskom-
men will. 

Differenziert man nach der Größe der Unter-
nehmen, so ist ein positiver Beschäftigungseffekt 
vor allem bei den Unternehmen mit 250 und mehr 
Beschäftigten zu erwarten. Die Veränderung der 
Mitarbeiterzahl bewegt sich mehrheitlich zwischen 
fünf Entlassungen und zehn Neueinstellungen, in-
klusive unveränderter Beschäftigtenzahlen sind 
damit rund 90% der Unternehmenspläne zur Be-
schäftigungsentwicklung wiedergegeben. Insge-
samt reicht die Spannweite von 184 neuen Stellen 
bis zum Wegfall von 100 Arbeitsplätzen.  

Die Umsatzerwartungen der Unternehmen und 
ihre jeweilige Beschäftigungspläne hängen signifi-
kant zusammen (vgl. Tabelle 5). Unternehmen, die 
für das laufende Jahr keine Umsatzrückgänge er-
warten, reduzieren ihren Personalbestand seltener 
als Unternehmen, die mit Umsatzeinbußen rech-
nen. Knapp die Hälfe der Unternehmen, die mit 
steigenden Umsätzen rechnen, will auch den Per-
sonalbestand aufstocken27. Von den Unternehmen, 
die mit gleichen Umsätzen wie im Vorjahr rech-
nen, plant das jedes vierte Unternehmen. Selbst je-
des fünfte Unternehmen, das von Umsatzeinbußen 
ausgeht, vermeldet, daß es dennoch neue Stellen 
schaffen will, und 58% aus dieser Gruppe möchten 
den vorhandenen Personalbestand beibehalten. 

Die Umsätze haben im Jahr 2006 die Erwartun-
gen übertroffen, inwieweit spiegelt sich das in der 
Beschäftigungsentwicklung wider? Vergleicht man 
die Beschäftigtenzahlen der Unternehmen vom 

                                                      
27 Abweichungen gegenüber den Angaben in Tabelle 4 erge-

ben sich aufgrund eines unterschiedlichen Stichproben-
umfanges (siehe Fallzahlen). 
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Entwicklung der Geschäftslage und Geschäftsaussichten  im ostdeutschen Baugewerbe 
- Salden a, saisonbereinigte Monatswerte - 

Baugewerbe, insgesamt

-50
-40
-30
-20
-10

0
10
20
30
40
50
60
70

02
2004

04 06 08 10 12 02
2005

04 06 08 10 12 02
2006

04 06 08 10 12 02
2007

Ausbau

-50
-40
-30
-20
-10

0
10
20
30
40
50
60
70

02
2004

04 06 08 10 12 02
2005

04 06 08 10 12 02
2006

04 06 08 10 12 02
2007

Tiefbau

-50
-40
-30
-20
-10

0
10
20
30
40
50
60
70

02
2004

04 06 08 10 12 02
2005

04 06 08 10 12 02
2006

04 06 08 10 12 02
2007

Hochbau

-50
-40
-30
-20
-10

0
10
20
30
40
50
60
70

02
2004

04 06 08 10 12 02
2005

04 06 08 10 12 02
2006

04 06 08 10 12 02
2007

 
 ────     Geschäftslage  - - - - -   Geschäftsaussichten 

IWH 
a Die Salden von Geschäftslage und -aussichten werden als Differenz aus den Prozentanteilen der jeweils positiven und negativen Urteile der befragten 
Unternehmen berechnet und nach dem Berliner Verfahren (BV4) saisonbereinigt. Für längere Zeitreihen siehe „Daten und Informationen/Aktuelle 
Konjunkturdaten“ unter www.iwh-halle.de. 

Quelle: IWH-Bauumfragen. 

November 2006 mit denen, die im Januar 2006 als 
Zielgröße für das Jahresende angeben wurden, so 
ist es bei der Hälfte der Firmen besser gelaufen als 
erwartet. Sie hatten am Jahresende mehr Personal 
als ursprünglich beabsichtigt. Knapp jedes fünfte 

Unternehmen erreichte die anvisierte Beschäftig-
tenzahl, 31% konnten sie aber nicht realisieren. 

 
Cornelia Lang 

Cornelia.Lang@iwh-halle.de 

Ostdeutsches Baugewerbe im Februar 2007: Geschäftsklima weiterhin gut 

Die vom IWH regelmäßig befragten 300 ostdeut-
schen Bauunternehmen meldeten im Februar 2007 
eine Verschlechterung der Geschäftslage gegen-
über der vorangegangenen Umfrage im Dezember, 
die Geschäftsaussichten bis in den Frühsommer 
2007 werden dagegen mehrheitlich wieder etwas 
günstiger als zuvor beurteilt (vgl. Tabelle). Unter 
Ausschluß der Saisoneffekte ergibt sich für beide 
Stimmungskomponenten jedoch eine Stagnation 
auf dem im Dezember erreichten Niveau (vgl. Ab-
bildung). Der Winter fällt im Vergleich zu den zu-
rückliegenden Jahren ausgesprochen mild aus und 
erlaubt, die aus Engpässen heraus nicht fertigge-

stellten Projekte aus dem Vorjahr zu beenden. Sol-
che Vorhaben waren wegen des Wegfalls der Ei-
genheimzulage und zur Mitnahme der niedrigen 
Mehrwertsteuersätze im vergangenen Jahr vermehrt 
in Auftrag gegeben worden und wurden bis zuletzt 
ausgeführt. Das zeigen auch die im vergangenen 
Jahr geleisteten Arbeitsstunden des Bauhauptge-
werbes. Die Aussichten für das Frühjahr und den 
Frühsommer schätzten die Unternehmen in den zu-
rückliegenden Befragungen wegen der dann feh-
lenden Bauvorhaben etwas weniger günstig ein. 
Die derzeitig unveränderten Aussichten deuten 
nun darauf hin, daß diese Einschätzung auch bis 
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Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Baugewerbe im Februar 2007 
- Ursprungswerte im Vergleich mit Vorjahreszeitraum und Vorperiode - 

Gruppen/Wertungen gut (+) eher gut (+) eher schlecht (-) schlecht (-) Saldo 
 Feb. 

06 
Dez. 
06 

Feb. 
07 

Feb. 
06 

Dez. 
06 

Feb. 
07 

Feb. 
06 

Dez. 
06 

Feb. 
07 

Feb. 
06 

Dez. 
06 

Feb. 
07 

Feb. 
06 

Dez. 
06 

Feb. 
07 

 - in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppea -    

Geschäftslage 
Baugewerbe insgesamt 11 34 19 30 46 38 45 16 34 15 5 8 -19 59 15 
Zweige/Sparten                
Bauhauptgewerbe 7 29 15 31 50 40 47 17 37 15 4 8 -23 57 9 

darunterb                

Hochbau 8 35 19 32 44 37 46 18 36 15 4 9 -20 57 11 

Tiefbau 5 22 10 31 60 44 49 15 38 15 4 8 -27 64 9 

Ausbaugewerbe 19 48 34 25 35 34 40 12 24 16 6 8 -12 65 37 

Größengruppen                

1 bis   19 Beschäftigte 8 42 23 23 40 34 45 11 33 24 7 11 -38 64 14 

20 bis 99 Beschäftigte 10 29 20 34 48 43 44 18 29 12 5 9 -12 54 24 

100 und mehr Beschäftigte 15 31 15 33 51 35 46 17 47 6 0 3 -3 66 0 

Geschäftsaussichten 
Baugewerbe insgesamt 8 16 16 43 33 45 40 43 33 9 8 6 2 -2 21 
Zweige/Sparten              

Bauhauptgewerbe 5 12 13 44 34 47 44 46 35 7 8 5 -1 -8 20 

darunterb              

Hochbau 6 14 16 51 37 46 37 44 34 7 5 4 13 2 23 

Tiefbau 5 10 9 37 30 52 51 52 33 7 9 6 -16 -20 22 

Ausbaugewerbe 17 30 26 38 28 37 32 34 28 14 8 9 10 16 26 

Größengruppen              

1 bis   19 Beschäftigte 8 18 16 38 27 39 42 46 36 11 10 9 -7 -11 10 

20 bis 99 Beschäftigte 9 15 17 44 33 45 37 45 31 9 8 7 7 -6 23 

100 und mehr Beschäftigte 6 17 15 49 43 53 42 34 32 3 6 0 9 20 35 
a Summe der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet. – b Hoch- und Tiefbau werden als Darunterposition ausgewiesen, da ein Teil 
der an der Umfrage beteiligten Unternehmen keiner dieser Sparten eindeutig zugeordnet werden kann. 

Quelle: IWH-Bauumfragen. 

zum Hochsommer Gültigkeit behalten wird. Eine 
weitere Verschlechterung ihrer Geschäftslage er-
warten die Unternehmen im Durchschnitt für die 
nahe Zukunft aber nicht. 

In den Sparten stellt sich die Situation aller-
dings unterschiedlich dar. Im Hochbau werden an-
gesichts kaum vorhandener witterungsbedingter 
Behinderungen noch anstehende Bauaufträge zü-
gig abgearbeitet. Die Geschäftslage verharrt auf 
dem Niveau vom Jahresende. Die Geschäftssau-
sichten für die nächsten sechs Monate werden von 
den Unternehmen aber nicht mehr so gut bewertet 
wie zuvor. Die Genehmigungen im Wohnungsbau 
sind bereits seit dem 2. Quartal 2006 erheblich zu-
rückgegangen, die Auftragseingänge sind seit Ok-
tober vergangenen Jahres rückläufig. Zwar dürften 
zunächst im Hochbau vor allem noch Anregungen 
von gewerblichen Auftraggebern ausgehen, wie 
die Auftragseingänge signalisieren, und die Aus-
fälle aus dem Wohnungsbau zum Teil ausgleichen. 

Die inzwischen rückläufigen Baugenehmigungen 
für Hochbauten insgesamt zeigen aber, daß sich 
diese Tendenz so nicht fortsetzt.  

Die zeitlich nachgelagerten Ausbauarbeiten im 
Neubau als auch die Modernisierungsaktivitäten 
laufen laut Umfrage immer noch auf vollen Tou-
ren. Die Geschäftslage wird von den Ausbauunter-
nehmen nochmals deutlich besser bewertet als im 
Dezember des vergangenen Jahres. Die Aussichten 
fallen jedoch wieder ab. Die Unternehmen rechnen 
nun wohl auch hier mit Entzugseffekten, die den 
vorgezogenen Baumaßnahmen folgen. 

Im Tiefbau stagniert die Geschäftslage in etwa 
auf dem Niveau vom Dezember, die Geschäftsaus-
sichten bis zum Sommer hellen sich aber wieder 
auf. Die Ordertätigkeit hat sich zuletzt vor allem 
im Straßenbau wieder etwas freundlicher gestaltet.  

Brigitte Loose 
(Brigitte.Loose@iwh-halle.de) 
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Veranstaltungen: 

Vorankündigungen: 

5. Workshop „Monetary and Financial Economics” 

Das IWH organisiert gemeinsam mit der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg sowie dem Forschungszentrum der Deutschen Bundes-
bank den Workshop „Monetary and Financial Economics”. Die Veranstaltung findet in Eltville 
am 21. und 22. Juni 2007 nunmehr in fünfter Auflage statt. Der Workshop bietet ein Forum für 
Nachwuchswissenschaftler, eigene Forschungsarbeiten aus allen Bereichen der monetären 
Ökonomik einem kompetenten Auditorium zur Diskussion zu stellen. 

 

Durchgeführte Veranstaltungen: 

Tagung „Der Traum vom Aufbau Ost: Ökonomie als Triebfeder der Einheit?“ 

Das IWH veranstaltete gemeinsam mit der Akademie für Politische Bildung in Tutzing am  
16. und 17. März 2007 eine Tagung zum Thema „Der Traum vom Aufbau Ost: Ökonomie als 
Triebfeder der Einheit?“. Während der Tagung wurde einerseits eine Bilanz des wirtschaft-
lichen Einigungsprozesses gezogen und andererseits  mögliche wirtschaftspolitische Alternative 
der Zukunft insbesondere unter den Aspekten des Strukturwandels, der demographischen Ent-
wicklung und des Arbeitsmarktes diskutiert. An der Tagung nahmen renommierte Vertreter aus 
Wissenschaft und Politik teil. Einen Höhepunkt der Tagung bildete die Freitag-Abend-Podiums-
diskussion mit Prof. Richard Schröder von der Humboldt-Universität Berlin, dem ehemaligen 
sächsischen Ministerpräsidenten Prof. Dr. Kurt Biedenkopf sowie Dr. Klaus von Dohnanyi, 
Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg a. D., unter der Moderation des 
Direktors der Akademie Prof. Oberreuter. 

Konferenz „Regulatorische Risiken – das Ergebnis staatlicher Anmaßung oder ökonomisch 
notwendiger Intervention?“ 

Das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) veranstaltete gemeinsam mit der Handels-
hochschule Leipzig (HHL) am 8. und 9. März 2007 die Konferenz „Regulatorische Risiken – 
das Ergebnis staatlicher Anmaßung oder ökonomisch notwendiger Intervention?“ Das Ziel der 
Konferenz war es, ausgewiesene Experten aus Theorie und Praxis zusammenzuführen, um aus 
der Regulierung resultierende Risiken auszuloten. 

 

Für weitere Informationen zu den Veranstaltungen siehe www.iwh-halle.de (Termine). 

 


